Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1652 


Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 19 Abs. 6 und 7 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation (Bundesgesetz- 
blatt 1957 II S. 317) die von der Allgemeinen Konferenz der 
Internationalen Arbeitsorganisation auf ihrer 53. Tagung im 
Juni 1969 angenommenen 

1. Übereinkommen Nr. 129 über die Arbeits- 
aufsicbt in der Landwirtschaft, 

2. Übereinkommen Nr. 130 über ärztliche Be- 
treuung und Krankengeld, 

3. Empfehlung Nr. 133 über die Arbeitsauf- 
sicht in der Landwirtschaft, 

4. Empfehlung Nr. 134 über ärztliche Betreu- 
ung und Krankengeld 

nebst je einer Stellungnahme der Bundesregierung mit der Bitte 
um Kenntnisnahme. 

Der deutsche Wortlaut der Übereinkommen und Empfehlungen 
ist gemeinsam mit Österreich und der Schweiz festgelegt wor- 
den. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich die Überein- 
kommen und Empfehlungen mit den Stellungnahmen der Bun- 
desregierung ebenfalls zugeleitet. 

Brandt 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen über die Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft 


Übereinkommen Nr. 129 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
4. Juni 1969 zu ihrer dreiundfünfzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat von den Bestimmungen der bestehenden inter- 
nationalen Arbeitsübereinkommen über die Ar- 
beitsaufsicht, wie des Übereinkommens über die 
Arbeitsauf sicht, 1947, das für Gewerbe und Han- 
del gilt, und des Übereinkommens über die Plan- 
tagenarbeit, 1958, das eine bestimmte Art land- 
wirtschaftlicher Betriebe erfaßt, Kenntnis genom- 
men, 

hält es für wünschenswert, nunmehr internationale 
Normen über die Arbeitsaufsicht in der Landwirt- 
schaft im allgemeinen anzunehmen, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die Arbeitsauf sicht in der Landwirt- 
schaft, eine Frage, die den vierten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 25. Juni 1969, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die Arbeitsaufsicht (Landwirtschaft), 1969, 
bezeichnet wird. 


Artikel 1 

1. Im Sinne dieses Übereinkommens bezeichnet 
der Ausdruck „landwirtschaftlicher Betrieb" jeden 
Betrieb oder Betriebsteil, der sich mit dem Ackerbau, 
der Tierhaltung, der Forstwirtschaft, dem Garten- 
bau, der Erstverarbeitung der landwirtschaftlichen 
Produkte durch den Betriebsinhaber oder mit ir- 
gendeiner anderen Form der landwirtschaftlichen 
Tätigkeit befaßt. 

2. Nötigenfalls hat die zuständige Stelle nach An- 
hörung der maßgebenden beteiligten Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, 
die Grenze zwischen der Landwirtschaft einerseits 
und Handel und Gewerbe andererseits so zu bestim- 
men, daß kein landwirtschaftlicher Betrieb von 
der innerstaatlichen Arbeitsaufsicht ausgeschlossen 
bleibt. 

3. In allen Fällen, in denen Unklarheit darüber 
besteht, ob dieses Übereinkommen auf einen Betrieb 
oder Betriebsteil Anwendung findet, ist die Frage 
von der zuständigen Stelle zu entscheiden. 


Artikel 2 

In diesem Übereinkommen umfaßt der Ausdruck 
„gesetzliche Vorschriften" neben der Gesetzgebung 
auch die Schiedssprüche und Gesamtarbeitsverträge 
mit Gesetzeskraft, deren Durchführung die Auf- 
sichtsbeamten sicherzustellen haben. 

Artikel 3 

Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation, für das dieses Übereinkommen in Kraft ist, 
hat eine Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft zu 
unterhalten. 

Artikel 4 

Die Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft hat alle 
landwirtschaftlichen Betriebe zu erfassen, in denen 
Arbeitnehmer oder Lehrlinge beschäftigt sind, ohne 
Rücksicht auf die Form ihrer Entlohnung und die 
Art, Form oder Dauer ihres Vertrags. 

Artikel 5 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ra- 
tifiziert, kann seiner Ratifikation eine Erklärung bei- 
fügen, durch die es sich verpflichtet, der Arbeitsauf- 
sicht in der Landwirtschaft auch eine oder mehrere 
der nachstehend angeführten Gruppen von Perso- 
nen, die in landwirtschaftlichen Betrieben arbeiten, 
zu unterstellen: 

a) Pächter, die keine fremden Arbeitskräfte beschäf- 
tigen, Teilpächter und ähnliche Gruppen land- 
wirtschaftlicher Arbeitskräfte; 

b) Personen, die an einem gemeinwirtschaftlichen 
Betrieb beteiligt sind, wie z. B. Mitglieder einer 
Genossenschaft; 

c) Familienangehörige des Betriebsinhabers im 
Sinne der innerstaatlichen Gesetzgebung. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann in der Folge dem Generaldirek- 
tor des Internationalen Arbeitsamtes eine Erklärung 
übermitteln, in der es sich verpflichtet, eine oder 
mehrere der im vorhergehenden Absatz angeführten 
Personengruppen, die noch nicht durch eine frühere 
Erklärung erfaßt sind, der Arbeitsaufsicht zu unter- 
stellen. 

3. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, hat in seinen nach Artikel 22 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation vor- 
zulegenden Berichten anzugeben, inwieweit den Be- 
stimmungen des Übereinkommens hinsichtlich der in 
Absatz 1 dieses Artikels erwähnten, nicht durch eine 
Erklärung erfaßten Personengruppen entsprochen 
wurde oder entsprochen werden soll. 
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Artikel 6 

1. Die Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft hat 
die Aufgabe, 

a) die Durchführung der gesetzlichen Vorschriften 
über die Arbeitsbedingungen und den Schutz der 
Arbeitnehmer bei ihrer Arbeit sicherzustellen; 
dazu gehören Vorschriften über Arbeitszeit, 
Löhne, wöchentliche Ruhezeit und Urlaub, Un- 
fallverhütung, Gesundheitsschutz und Wohlfahrt, 
die Beschäftigung von Frauen, Kindern und Ju- 
gendlichen und andere damit in Zusammenhang 
stehende Angelegenheiten, soweit den Aufsichts- 
beamten die Sicherstellung der Durchführung der 
erwähnten Vorschriften obliegt; 

b) die Arbeitgeber und die Arbeitnehmer durch 
fachliche Information und Beratung über die 
wirksamsten Mittel zur Einhaltung der gesetz- 
lichen Vorschriften zu belehren; 

c) die zuständige Stelle von den durch die beste- 
henden gesetzlichen Vorschriften nicht ausdrück- 
lich erfaßten Mängeln oder Mißbräuchen zu ver- 
ständigen und ihr Vorschläge zur Verbesserung 
der Gesetzgebung zu unterbreiten. 

2. Die innerstaatliche Gesetzgebung kann den 
Aufsichtsbeamten für die Landwirtschaft beratende 
oder Durchführungsauf gaben im Zusammenhang mit 
den gesetzlichen Vorschriften über die Lebensbedin- 
gungen der Arbeitnehmer und ihrer Familien über- 
tragen. 

3. Werden den Aufsichtsbeamten für die Land- 
wirtschaft weitere Aufgaben übertragen, so dürfen 
diese sie weder an der wirksamen Erfüllung ihrer 
Hauptaufgaben hindern, noch in irgendeiner Weise 
das Ansehen und die Unparteilichkeit gefährden, 
deren die Aufsichtsbeamten in ihren Beziehungen zu 
den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern bedürfen. 


Artikel 7 

1. Soweit es mit den Verwaltungsgepflogenhei- 
ten des Mitglieds vereinbar ist, hat die Arbeitsauf- 
sicht in der Landwirtschaft der Aufsicht imd Kon- 
trolle durch eine zentrale Stelle zu unterstehen. 

2. In Bundesstaaten kann als „zentrale Stelle" 
entweder eine zentrale Stelle auf Bundesebene oder 
eine zentrale Stelle eines Gliedstaates gelten. 

3. Die Arbeitsauf sicht in der Landwirtschaft kann 
z. B. wahrgenommen werden von 

a) einer einzigen Arbeitsaufsichtsstelle, die für alle 
Wirtschaftszweige zuständig ist; 

b) einer einzigen Arbeitsaufsichts stelle, die durch 
eine entsprechende Ausbildung der Aufsichtsbe- 
amten, die ihre Dienstpflichten in der Landwirt- 
schaft ausüben sollen, für eine funktionelle Spe- 
zialisierung sorgt; 

c) einer einzigen Aufsichtsstelle, die durch Einrich- 
tung eines fachlich qualifizierten Dienstes, dessen 
Beamte ihre Dienstpflichten in der Landwirtschaft 


ausüben sollen, für eine institutionelle Speziali- 
sierung sorgt; oder 

d) einer auf Landwirtschaftsfragen spezialisierten 
Aufsichtssteiie, deren Tätigkeit der Oberaufsicht 
einer zentralen Stelle unterstellt wird, die in 
bezug auf die Arbeitsauf sicht in anderen Berei- 
chen, wie z. B. im Gewerbe, im Verkehrswesen 
und im Handel, mit den gleichen Vorrechten 
ausgestattet ist. 

Artikel 8 

1. Das Personal der Arbeitsaufsicht in der Land- 
wirtschaft hat aus öffentlichen Beamten zu bestehen, 
deren Stellung und Beschäftigungsbedingungen 
ihnen Stetigkeit der Beschäftigung und Unabhängig- 
keit von Veränderungen in der Regierung und von 
unzulässigen äußeren Einflüssen verbürgen. 

2. Soweit dies mit der innerstaatlichen Gesetzge- 
bung oder Praxis vereinbar ist, können die Mitglie- 
der in ihre Ai^beitsaufsicht in der Landwirtschaft 
Funktionäre oder Vertreter von Berufs verbänden 
aufnehmen, deren Tätigkeit diejenige des öffent- 
lichen Aufsichtspersonals ergänzt; den betreffenden 
Personen ist Stetigkeit in der Ausübung ihrer Auf- 
gaben und Unabhängigkeit von unzulässigen äuße- 
ren Einflüssen zu verbürgen. 

Artikel 9 

1. Vorbehaltlich der von der innerstaatlichen Ge- 
setzgebung gegebenenfalls vorgesehenen Bedingun- 
gen für die Anstellung im öffentlichen Dienst hat die 
Anstellung der Aufsichtäbeamten für die Landwirt- 
schaft ausschließlich auf Grund der Befähigung der 
Anwärter für die Erfüllung ihrer Aufgaben zu erfol- 
gen. 

2. Die Art der Feststellung dieser Befähigung ist 
von der zuständigen Stelle zu bestimmen. 

3. Die Aufsichtsbeamten für die Landwirtschaft 
haben eine geeignete Ausbildung für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben zu erhalten; durch geeignete Maß- 
nahmen ist für eine entsprechende Fortbildung im 
Laufe ihrer Dienstzeit zu sorgen. 

Artikel 10 

Zu Aufsichtsbeamten können sowohl Männer als 
auch Frauen bestellt werden; wenn erforderlich, 
können den männlichen und den weiblichen Auf- 
sichtsbeamten besondere Aufgaben zugewiesen wer- 
den. 

Artikel 11 

Jedes Mitglied hat die erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen, um der Arb eit sauf sicht in der Landwirt- 
schaft in der den innerstaatlichen Verhältnissen am 
besten entsprechenden Weise die Mitai^beit befähig- 
ter Sachverständiger und Fachleute bei der Lösung 
von Problemen, die fachliche Kenntnisse erfordern, 
zu sichern. 
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Artikel 12 

1. Die zuständige Stelle hat geeignete Maßnah- 
men zu treffen, um die wirksame Zusammenarbeit 
zwischen der Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft 
und den staatlichen Dienststellen sowie den öffent- 
lichen oder behördlichen anerkannten Einrichtungen 
zu fördern, die allenfalls auf ähnlichen Gebieten 
tätig kein können. 

2. Nötigenfalls kann die zuständige Stelle be- 
stimmte Aufsichtsaufgaben auf regionaler oder ört- 
licher Ebene entweder anderen geeigneten staat- 
lichen Dienststellen oder öffentlichen Einrichtungen 
als Hilfsorganen übertragen oder diese Stellen oder 
Einrichtungen bei der Erfüllung dieser Aufgaben 
mitwirken lassen, sofern dadurch die Durchführung 
der Grundsätze dieses Übereinkommens nicht beein- 
trächtigt wird. 

Artikel 13 

Die zuständige Stelle hat geeignete Maßnahmen 
zu treffen, um die Zusammenarbeit zwischen den Be- 
amten der Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft und 
den Arbeitgebern und Arbeitnehmern oder deren 
Verbänden, soweit solche bestehen, zu fördern. 

Artikel 14 

Durch entsprechende Vorkehrungen ist sicherzu- 
stellen, daß die Zahl der Aufsichtsbeamten für die 
Landwirtschaft ausreicht, um die wirksame Ausfüh- 
rung der Aufgaben der Arbeitsaufsicht zu gewähr- 
leisten, und daß diese Zahl bestimmt wird unter an- 
gemessener Berücksichtigung 

a) der Bedeutung der auszuführenden Aufgaben, 
insbesondere 

i) der Zahl, der Natur, der Größe und des Stand- 
orts der der Aufsicht unterstellten landwirt- 
schaftlichen Betriebe; 

ii) der Zahl und der verschiedenen Kategorien 
der in diesen Betrieben beschäftigten Perso- 
nen; 

iii) der Zahl sowie der vielgestaltigen und ver- 
wickelten Beschaffenheit der gesetzlichen Vor- 
schriften, deren Durchführung sicherzustellen 
ist; 

b) der den Aufsichtsbeamten zur Verfügung gestell- 
ten sachlichen Behelfe; 

c) der praktischen Voraussetzungen, unter denen 
BesiÄtigungen vorgenommen werden müssen, 
um wirksam zu sein. 

Artikel 15 

1. Die zuständige Stelle hat die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um den Aufsichtsbeamten 
für die Landwirtschaft 

a) örtliche, entsprechend den Diensterfordernissen 
ausgestattete und nach Möglichkeit allen Betei- 
ligten zugängliche Amtsräumlichkeiten bereitzu- 
stellen, bei deren Standortwahl die geogra- 


phische Lage der landwirtschaftlichen Betriebe 
und die Verkehrs Verbindungen zu berücksichti- 
gen sind; 

b) die für die Ausübung ihrer Aufgaben erforder- 
lichen Verkehrsmittel zur Verfügung zu stellen, 
wenn zweckdienliche öffentliche Verkehrsmittel 
fehlen. 

2. Die zuständige Stelle hat die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um den Aufsichtsbeamten, 
für die Landwirtschaft alle für die Ausführung ihrer 
Aufgaben notwendigen Reisekosten und sonstigen 
Nebenauslagen zu erstatten. 

Artikel 16 

1. Die mit den erforderlichen Ausweisen versehe- 
nen Aufsichtsbeamten müssen befugt sein, 

a) jederzeit bei Tag und bei Nacht jede der Auf- 
sicht unterstellte Arbeitsstätte frei und unange- 
meldet zu betreten; 

b) bei Tag alle Räumlichkeiten zu betreten, von 
idenen sie mit gutem Grund annehmen können, 
daß sie der Aufsicht unterstehen; 

c) alle ihnen notwendig erscheinenden Untersu- 
chungen, Prüfungen oder Erhebungen vorzuneh- 
men, um sich von der genauen Einhaltung der 
gesetzlichen Vorschriften zu überzeugen, und 
insbesondere 

i) den Arbeitgeber, das Personal des Betriebs 
oder jede andere im Betrieb befindliche Per- 
son allein oder in Gegenwart von Zeugen 
über alle die Durchführung der gesetzlichen 
Vorschriften betreffenden Angelegenheiten zu 
befragen; 

ii) in der Art, wie sie die innerstaatliche Gesetz- 
gebung vorschreibt, die Vorlage aller durch 
die Gesetzgebung über idie Arbeits- und Le- 
bensbedingungen vor geschriebenen Bücher, 
Verzeichnisse oder sonstigen Unterlagen zur 
Nachprüfung ihrer Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen Vorschriften zu verlangen und 
Abschriften dieser Unterlagen oder Auszüge 
aus ihnen anzufertigen; 

iii) Proben der verwendeten oder gehandhabten 
Produkte, Stoffe und Substanzen zum Zwecke 
von Analysen zu entnehmen und mitzuneh- 
men, wobei jedoch der Arbeitgeber oder sein 
Vertreter von der Entnahme oder Mitnahme 
von Produkten, Stoffen oder Substanzen für 
diesen Zweck zu verständigen ist. 

2. Die Aufsichtsbeamten dürfen die Privatwoh- 
nung des Betriebsinhabers auf Grund von Absatz 1 
Buchstabe a oder b dieses Artikels nicht betreten, 
es sei denn mit dessen Zustimmung oder mit einer 
von der zuständigen Stelle ausgestellten besonderen 
Ermächtigung. 

3. Bei der Vornahme einer Besichtigung haben 
die Aufsichtsbeamten dem Arbeitgeber oder dessen 
Vertreter und den Arbeitnehmern oder deren Ver- 
tretern von ihrer Gegenwart Kenntnis zu geben, es 
sei denn, daß eine solche Verständigung ihrer An- 
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sicht nach die Wirksamkeit der Kontrolle beein- 
trächtigen könnte. 

Artikel 17 

Die Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft ist in 
den Fällen und in einer Weise, die von der zustän- 
digen Stelle zu bestimmen sind, an vorbeugenden 
Überprüfungen neuer Anlagen, neuer Stoffe oder 
Substanzen und neuer Verfahren zur Handhabung 
oder Verarbeitung von Produkten zu beteiligen, die 
die Gesundheit oder Sicherheit gefährden könnten. 

Artikel 18 

1. Die Aufsichtsbeamten für die Landwirtschaft 
müssen befugt sein, Maßnahmen zu treffen, um die 
in einem landwirtschaftlichen Betrieb festgestellten 
und von ihnen mit gutem Grund als eine Bedrohung 
der Gesundheit oder ider Sicherheit erachteten Män- 
gel an einer Anlage, einer Einrichtung oder in den 
Arbeitsmethoden, einschließlich der Verwendung 
gefährlicher Stoffe oder Substanzen, zu beheben. 

2. Zu diesem Zweck müssen die Aufsichtsbeam- 
ten befugt sein, vorbehaltlich eines etwaigen gesetz- 
lichen Berufungsrechtes an eine Gerichts- oder Ver- 
waltungsbehörde anzuordnen oder anordnen zu las- 
sen, daß 

a) innerhalb einer bestimmten Frist jene Änderun- 
gen der Einrichtungen, Anlagen, Räumlichkeiten, 
Werkzeuge, Ausrüstungen oder Maschinen aus- 
geführt werden, die zur genauen Einhaltung der 
gesetzlichen Vorschriften zum Schutz der Ge- 
sundheit und der Sicherheit notwendig sind; oder 

b) bei drohender Gefahr für die Gesundheit oder 
Sicherheit sofort vollziehbare Maßnahmen ge- 
troffen werden, die bis zur Einstellung der Arbeit 
gehen können. 

3. Wenn das in Absatz 2 dieses Artikels vorgese- 
hene Verfahren der Verwaltungs- oder Rechtsord- 
nung des Mitglieds nicht entspricht, müssen die Auf- 
sichtsbeamten befugt sein, bei der zuständigen Stelle 
die Verfügung von Anordnungen oder sofort voll- 
ziehbaren Maßnahmen zu beantragen. 

4. Die vom Aufsichtsbeamten beim Besuch eines 
Betriebs festgestellten Mängel und die von ihm ge- 
mäß Absatz 2 dieses Artikels angeordneten oder 
veranlaßten Maßnahmen oder die Maßnahmen, die 
er gemäß Absatz 3 dieses Artikels zu beantragen 
beabsichtigt, sind dem Arbeitgeber und den Vertre- 
tern der Arbeitnehmer unverzüglich bekanntzuma- 
chen. 

Artikel 19 

1. Der Arbeitsaufsidit in der Landwirtschaft sind 
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Agrar- 
sektor in den Fällen und in der Art zu melden, wie 
sie die innerstaatliche Gesetzgebung vorschreibt. 

2. Soweit möglich isind die Aufsichtsbeamten bei 
Erhebungen an Ort und Stelle über die Ursachen be- 
sonders schwerer Arbeitsunfälle und Berufskrank- 


heiten hinzuzuziehen, insbesondere wenn es sich um 
Unfälle oder Krankheiten mit tödMchem Ausgang 
oder um solche handelt, bei denen mehrere Arbeit- 
nehmer geschädigt wurden. 

Artikel 20 

Vorbehaltlich der durch die innerstaatliche Ge- 
setzgebung allenfalls vorgesehenen Ausnahmen ha- 
ben für die Aufsichtsbeamten für die Landwirtschaft 
folgende Vorschriften zu gelten: 

a) sie dürfen an den ihrer Aufsicht unterstellten 
Betrieben weder unmittelbar noch mittelbar be- 
teiligt sein; 

b) sie müssen unter Androhung geeigneter Straf- 
maßnahmen oder disziplinarischer Ahndung ver- 
pflichtet sein, selbst nach Ausscheiden aus dem 
Dienst Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnisse 
oder Arbeitsverfahren, die ihnen bei Ausübung 
ihrer Dienstpflichten etwa zur Kenntnis kommen, 
nicht preiszugeben; 

c) sie haben die Herkunft jeder an sie gerichteten 
Beschwerde über einen bestehenden Mangel, 
über eine gefährliche Arbeitsweise oder über eine 
Verletzung der gesetzlichen Vorschriften als un- 
bedingt vertraulich zu behandeln und dürfen we- 
der dem Arbeitgeber noch dessen Vertreter ge- 
genüber andeuten, daß eine Besichtigung durch 
eine Beschwerde veranlaßt worden ist. 


Artikel 21 

Die landwirtschaftlichen Betriebe sind so oft und 
so gründlich zu besichtigen, wie dies zur Sicherung 
einer wirksamen Durchführung der einschlägigen 
gesetzlichen Vorschriften notwendig ist. 

Artikel 22 

1. Wer gesetzliche Vorschriften, deren Durchfüh- 
rung von den Aufsichtsbeamten für die Landwirt- 
schaft sicherzustellen ist, verletzt oder mißachtet, 
setzt sich sofortiger gerichtlicher oder administrati- 
ver Verfolgung ohne vorherige Verwarnung aus. 
Die innerstaatliche Gesetzgebung kann jedoch Aus- 
nahmen für die Fälle vorsehen, in denen eine vor- 
herige Aufforderung zur Behebung von Mängeln 
oder zur Durchführung von Verhütungsmaßnahmen 
zu erfolgen hat. 

2. Es ist dem freien Ermessen der Aufsichtsbeam- 
ten zu überlassen, ob sie an Stelle der Einleitung 
oder Beantragung einer Verfolgung Verwarnungen 
oder Ratschläge erteilen wollen. 

Artikel 23 

Sind die Aufsichtsbeamten für die Landwirtschaft 
nicht selbst zur Einleitung der Verfolgung ermäch- 
tigt, so müssen sie befugt sein, Übertretungen der 
gesetzlichen Vorschriften einer hierfür zuständigen 
Stelle unmittelbar zu melden. 
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Artikel 24 

Die innerstaatliche Gesetzgebung hat angemes- 
sene Zwangsmaßnahmen gegen Übertretung der ge- 
setzlichen Vorschriften, deren Durchführung von den 
Aufsichtsbeamten für die Landwirtschaft sicherzu- 
stellen ist, und gegen die Behinderung der Auf- 
sichtsbeamten bei der Ausübung ihrer Dienstpflich- 
ten vorzusehen und wirksam anzuwenden. 

Artikel 25 

1. Die Aufsichtsbeamten oder die örtlichen 
Dienststellen der Arbeitsaufsicht sind zu verpflich- 
ten, der zentralen Aufsichtsstelle regelmäßig Be- 
richte Über die Ergebnisse ihrer Aufsichtstätigkeit in 
der Landwirtschaft vorzulegen. 

2. Diese Berichte sind in der von der zentralen 
Auf sich ts stelle vorgeschriebenen Weise zu verfas- 
sen und haben Gegenstände zu behandeln, die von 
dieser von Zeit zu Zeit festgesetzt werden-, sie sind 
mindestens so oft, wie es die zentrale Aufsichtsstelle 
vorschreibt, jedenfalls aber mindestens einmal im 
Jahr vorzulegen. 

Artikel 26 

1. Die zentrale Aufsichtsstelle hat einen Jahresbe- 
richt über die Tätigkeit der Aufsichtsdienste in der 
Landwirtschaft, entweder als gesonderter Bericht 
oder als Teil ihres allgemeinen Jahresberichts, zu 
veröffentlichen. 

2. Diese Jahresberichte sind innerhalb einer an- 
gemessenen Frist nach Schluß des Berichtsjahres, 
jedenfalls aber innerhalb von zwölf Monaten, zu 
veröffentlichen. 

3. Ausfertigungen der Jahresberichte sind dem 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
innerhalb von drei Monaten nach ihrer Veröffent- 
lichung zu übermitteln. 

Artikel 27 

Der von der zentralen Auf sichts stelle veröffent- 
lichte Jahresbericht hat insbesondere folgende Ge- 
genstände zu behandeln, soweit sie in den Wir- 
kungsbereich dieser Stelle fallen: 

a) Gesetze und Verordnungen, für welche die Ar- 
beitsaufsicht in der Landwirtschaft zuständig ist; 

b) Personal der Arbeitsaufsicht in der Landwirt- 
schaft; 

c) Statistik der der Aufsicht unterstellten landwirt- 
schaftlichen Betriebe und Zahl der darin beschäf- 
tigten Personen; 

d) Statistik der vorgenommenen Besichtigungen; 

e) Statistik der Übertretungen und der verfügten 
Zwangsmaßnahmen; 

f) Statistik der Arbeitsunfälle und deren Ursachen; 

g) Statistik der Berufskrankheiten und deren Ursa- 
chen. 


Artikel 28 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Anbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 29 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor einge- 
tragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die Ra- 
tifikationen zweier Mitglieder durch den Generaldi- 
rektor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 30 

1 . Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ra- 
tifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jahren, 
gerechnet von dem Tag, an dem es zum erstenmal 
in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den General- 
direktor des Internationalen Arbeitsamtes kündigen. 
Die Kündigung wird von diesem eingetragen. Ihre 
Wirkung tritt erst ein Jahr nach der Eintragung ein, 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ra- 
tifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ablauf 
des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes von 
zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorgesehe- 
nen Kündigungsrecht keinen Ge'brauch macht, bleibt 
für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren ge- 
bunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

A r t i kie 1 31 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung der 
zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, Kennt- 
nis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam machen, in 
dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 32 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 
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Artikel 33 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teilwei- 
sen Abänderung auf die Tagesordnung der Konfe- 
renz gesetzt werden soll. 

Artikel 34 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die iRatifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 


die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Arti- 
kel 30, vorausgesetzt, daß das neugefaßte Über- 
einkommen in Kraft getreten ist. 

b) V om Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 35 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Übereinkommen Nr. 129 


Durch das Übereinkommen Nr. 129 soll eine wirk- 
samere Durchführung arbeitsrechtlicher Vorschriften 
in der Landwirtschaft erreicht werden. Das Überein- 
kommen ergänzt das im Jahre 1947 verabschiedete 
Übereinkommen Nr. 81 über die Arbeitsaufsicht in 
Gewerbe und Handel. 

Nach Artikel 1 in Verbindung mit Artikel 4 des 
Übereinkommens erstreckt sich der Geltungsbereich 
des Übereinkommens zunächst auf alle Betriebe 
oder Betriebsteile, die sich mit dem Ackerbau, der 
Tierhaltung, der Forstwirtschaft, dem Gartenbau, 
der Erstverarbeitung der landwirtschaftlichen Pro- 
dukte durch den Betriebsinhaber oder mit irgend- 
einer anderen Form der landwirtschaftlichen Tätig- 
keit befassen, soweit in diesen Betrieben Arbeitneh- 
mer oder Lehrlinge beschäftigt sind. Der „zuständi- 
gen Stelle" bleibt es aber nach Artikel 1 Absatz 2 
Vorbehalten, die Grenze zwischen der Landwirt- 
schaft einerseits und Handel und Gewerbe anderer- 
seits so zu bestimmen, daß kein landwirtschaftlicher 
Betrieb von der Arbeitsaufsicht ausgeschlossen 
bleibt. 

Artikel 3 des Übereinkommens stellt die Verpflich- 
tung auf, eine Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft 
zu unterhalten, die den Anforderungen des Über- 
einkommens entspricht. Das Übereinkommen ent- 
hält in den Artikeln 6 bis 27 Grundsätze, insbeson- 
dere Über die Aufgaben, die Organisation und die 
Befugnisse der Arbeitsaufsicht, über die Kontrolle, 
der die Arbeitsaufsicht untersteht und über die Zu- 
sammenarbeit der Arbeitsaufsicht mit anderen Stel- 
len. 

In der Bundesrepublik Deutschland werden die Auf- 
gaben der Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft von 
den Gewerbeaufsichtsämtern und von den Trägern 
der Unfallversicherung wahrgenommen. Für die in 
Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe a aufgeführten Bereiche, 
nämlich Löhne, Urlaub sowie Arbeitszeit und Sonn- 
tagsruhe in landwirtschaftlichen Betrieben nichtge- 
werblicher Art, bestehen in der Bundesrepublik 
keine Vorschriften, die von Aufsichtsbeamten durch- 
geführt werden. Da das Übereinkommen in Artikel 6 
Abs. 1 Buchstabe a bestimmt, daß diese Sachgebiete 
nur insoweit zu den Aufgaben der Aufsichtsbeamten 
gehören sollen, als ihnen die Sicherstellung der 
Durchführung übertragen ist, steht das Fehlen ent- 
sprechender deutscher Vorschriften den Bestimmun- 
gen des Übereinkommens jedoch nicht entgegen. 

Nach Artikel 8 Abs. 1 des Übereinkommens hat das 
Personal der Arbeitsaufsicht aus „öffentlichen Be- 
amten" zu bestehen. Jedoch sind Personen mit ähn- 
lichem Status ebenfalls als geeignet angesehen wor- 
den. Auf Grund ihrer beamtenähnlichen Stellung 
können die technischen Aufsichtsbeamten der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften als „öffent- 
liche Beamte" im Sinne von Artikel 8 angesehen 
werden. 


Die in Artikel 16 des Übereinkommens auf gezählten 
Besichtigungs- und Untersuchungsbefugnisse der 
Aufsichtsbeamten stehen auch nach der deutschen 
Gesetzgebung den Gewerbeaufsichtsbeamten und 
den technischen Aufsichtsbeamten der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften zu. 

Artikel 17 des Übereinkommens schreibt eine vor- 
beugende Überprüfung neuer Anlagen, neuer Stoffe 
oder Substanzen und neuer Verfahren zur Handha- 
bung oder Verarbeitung von Produkten unter Be- 
teiligung der Arbeitsaufsicht vor. 

Eine Beteiligung der Aufsichtsbehörde ist in der 
Bundesrepublik Deutschland bei derartigen Über- 
prüfungen zwar nicht vorgesehen. Da die Beteili- 
gung der Arbeitsaufsicht im Übereinkommen nur in 
den Fällen vorgeschrieben ist, die von der „zustän- 
digen Stelle" bestimmt sind, steht jedoch das Fehlen 
der Beteiligung an einer vorbeugenden Überprü- 
fung den Bestimmungen des Übereinkommens nicht 
entgegen. 

Nach Artikel 18 des Übereinkommens haben die 
Aufsichtsbeamten die Befugnis, Anordnungen auch 
in sofort vollziehbarer Form zu treffen, um die in 
einem Betrieb festgestellten Mängel zu beheben. 
Diese Befugnis ist in der Bundesrepublik für die Ge- 
werbeaufsichtsbeamten durch die Vorschriften § 2 
Abs. 5 MuSchG, § 40 Abs. 3 JArbSchG und § 24 a 
GewO gegeben. Die technischen Aufsichtsbeamten 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften ha- 
ben nur bei Gefahr im Verzüge das Recht, selbst 
Anordnungen (in sofort vollziehbarer Form) zu er- 
lassen (vgl. § 714 Abs. 1 S. 5 RVO). Sollen Anord- 
nungen auch ohne das Vorliegen einer solchen Ge- 
fahr erlassen werden, dann müssen die technischen 
Aufsichtsbeamten dies dem Vorstand der Berufs- 
genossenschaft mitteilen, der nach der Unfallverhü- 
tungsvorschrift berechtigt ist, unter Gewährung 
einer Frist Maßnahmen anzuordnen (vgl. die Unfall- 
verhütungsvorschriften der landwirtschaftlichen Be- 
ruf sgenossenschaften, Abschnitt 35, § 4). Dieses Ver- 
fahren entspricht dem Artikel 18 Abs. 3 des Über- 
einkommens. 

Die in Artikel 20 des Ubereinikommens festgelegten 
Pflichten der Aufsichtsbeamten ergeben sich aus den 
Beamtengesetzen, die nach den Dienstordnungen in- 
soweit auch für die technischen Aufsichtsbeamten 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften ent- 
sprechend anwendbar sind. Soweit die nach Arti- 
kel 20 Buchstabe a untersagte Beteiligung an den 
beaufsichtigten Betrieben in einer finanziellen Be- 
teiligung besteht und nicht mit einer Nebenbeschäf- 
tigung im Sinne der Beamtengesetze verbunden ist, 
enthält die deutsche Gesetzgebung keine Bestim- 
mungen. Die Dienstanweisungen bzw. Dienstordnun- 
gen der Aufsichtsbeamten lassen sich jedoch ohne 
Schwierigkeiten entsprechend ergänzen. Der in Ar- 
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tikel 20 Buchstabe b enthaltenen Verpflichtung, ge- 
eignete Strafvorschriften zum Schutz von Fabrika- 
tions- oder Geschäftsgeheimnissen sowie von Ar- 
beitsverfahren vorzusehen, genügt das geitende 
Recht weitgehend. Die lerforderiiche Ergänzung läßt 
sich unschwer vornehmen. 

Die deutsche Rechtslage entspricht auch dem Arti- 
kel 22 des Übereinkommens: In allen Fällen, in de- 
nen eine deutsche Arbeitsschutz Vorschrift strafbe- 
wehrt ist bzw. ihre Verletzung als Ordnungs Widrig- 
keit geahndet werden kann, und bei jedem Verstoß 
gegen eine Unfallverhütungsvorschrift ist eine so- 
fortige gerichtliche bzw. administrative Verfolgung 
ohne vorherige Verwarnung möglich. In der Regel 
werden die Gewerbe auf sichtsbeamten und die tech- 
nischen Aufsichtsbeamten der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften den Betreffenden allerdings 
unter Gewährung einer Frist zur Beseitigung des 
Mangels auffordern, bevor sie ©ine Bestrafung ein- 
leiten ; diese Möglichkeit wird in Artikel 22 Absatz 2 
eingeräumt. Ist die Arbeitsschutzvorschrift nicht 
strafbewehrt und kann ein Verstoß auch nicht als 
Ordnungswidrigkeit geahndet werden, so ist zu- 
nächst eine entsprechende Anordnung des Gewerbe- 
aufsichtsbe amten erforderlich, die dann z. B. durch 
ein Zwangsgeld durdigesetzt werden kann; letzteres 
entspricht der Regelung in Artikel 22 Absatz 1 
Satz 2 des Übereinkommens. 

Die in Artikel 24 des Übereinkommens vorgesehe- 
nen Zwangsmaßnahmen zur Durchsetzung der Ar- 
beitsschutzvorschriften und zur Durchsetzung der 
Aufsichtsrechte sieht die innerstaatliche Gesetzge- 
bung in der Bundesrepublik ebenfalls vor. Die An- 
ordnungen der Gewerbeaufsichtsbeamten und der 
technischen Aufsichtsbeamten sind nach den Verwal- 
tungsvollstreckimgsgesetzen der Länder und — so- 
weit es sich um bundesunmittelbare Berufsgenossen- 
schaften handelt — nach dem Bundesverwaltungs- 
vollstreckungsgesetz durchsetzbar. 


Den Anforderungen der Artikel 25 und 26 des Über- 
einkommens wird in der Bundesrepublik entspro- 
chen. Die Gewerbeaufsichtsbeamten und die tech- 
nischen Aufsichtsbeamten der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften berichten den „zentralen 
Aufsichtssteilen" regelmäßig über ihre Tätigkeit. 
Diese Berichte werden von den obersten Arbeits- 
behörden der Länder in den Jahresberichten der 
Gewerbe aufsichtsbeamten und vom Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung im Jahresbericht 
der Unfallversicherungsträger zusammengefaßt und 
veröffentlicht. Im Falle der Ratifizierung des Über- 
einkommens müßten diese Berichte dem Generaldi- 
rektor des Internationalen Arbeitsamtes zugeleitet 
werden. 

Die in Artikel 27 des Übereinkommens geforderten 
Angaben sind in diesen Berichten weitgehend ent- 
halten. Die Jahresberichte der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften enthalten jedoch keine An- 
gaben über die Anzahl der festgestellten übertre- 
timgen (Artikel 27 Buchstabe e). Die Statistik müßte 
im Falle einer Ratifikation des Übereinkommens in- 
soweit ergänzt werden. Die nach Artikel 27 Buch- 
stabe c geforderte Statistik der der Aufsicht unter- 
stellten landwirtschaftlichen Betriebe und die Zahl 
der darin beschäftigten Personen kann aus den amt- 
Lidien statistischen Erhebungen über die Landwirt- 
schaft entnommen werden. 

Zusammenfassung 

Die Regelung der Arbeitsaufsicht für landwirtschaft- 
liche Betriebe in der Bundesrepublik erfüllt die An- 
forderungen des Übereinkommens mit Ausnahme 
der Bestimmungen des Artikels 20 Buchstaben a und 
b sowie 27 Buchstabe e. 

Die deutschen Vorschriften können aber ohne 
Schwierigkeiten den Erfordernissen des Überein- 
kommens angepaßt werden. Danach kann das Über- 
einkommen ratifiziert werden. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen über ärztliche Betreuung und Krankengeld 


Übereinkommen Nr. 130 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
4. Juni 1969 zu ihrer dreiundfünfzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die Neufassung des Übereinkommens 
über Krankenversicherung (Gewerbe), 1927, und 
des Übereinkommens über Krankenversicherung 
(Landwirtschaft), 1927, eine Frage, die den fünften 
Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 25. Juni 1969, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über ärztliche Betreuung und Krankengeld, 
1969, bezeichnet wird. 


Teil I. Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 1 

In diesem Übereinkommen 

la) umfaßt der Ausdruck „Gesetzgebung" alle Ge- 
setze und Verordnungen sowie die satzungsmä- 
ßigen Bestimmungen auf dem Gebiet der Sozia- 
len Sicherheit? 

b) bedeutet der Ausdruck „vor geschrieben" von 
oder auf Grund der innerstaatlichen Gesetzge- 
bung bestimmt; 

c) umfaßt der Ausdruck „gewerbliche Betriebe" alle 
Betriebe in folgenden Wirtschaftszweigen: Indu- 
strien zur Gewinnung von Rohstoffen; verarbei- 
tende Industrien; Baugewerbe und öffentliche 
Arbeiten; Elektrizität, Gas und Wasser; Ver- 
kehrswesen, Lagerung und Nachrichtenübermitt- 
lung; 

d) bedeutet der Ausdruck „Wohnsitz" den gewöhn- 
lichen Wohnsitz im Gebiet des Mitglieds und der 
Ausdruck „Einwohner" eine Person, die ihren 
gewöhnlichen Wohnsitz im Gebiet des Mitglieds 
hat; 

e) bezieht sich der Ausdruck „unterhaltsberechtigt" 
auf die in vorgeschriebenen Fällen als gegeben 
angenommene Unterhaltsberechtigung; 

f) bedeutet der Ausdruck „Ehefrau" eine Ehefrau, 
die gegenüber dem Ehemann unterhaltsberech- 
tigt ist; 


g) bezeichnet der Ausdruck „Kind" 

i) ein Kind unter dem Alter, in dem die Schul- 

pflicht endet, oder ein Kind unter 15 Jahren, 
wobei die höhere Altersgrenze in Betracht 
zu ziehen Ist; ein Mitglied, das eine Erklä- 
rung nach Artikel 2 abgegeben hat, kann je- 
doch, solange diese Erklärung in Kraft ist, 
das Übereinkommen so anwenden, als ob 
der Ausdruck ein Kind unter dem Alter, in 
dem die Schulpflicht endet, oder ein Kind 
unter 15 Jahren bezeichne te? 

ii) unter vorgeschriebenen Bedingungen ein 
Kind unter einer vorgeschriebenen Alters- 
grenze, die höher als (die in Unterabsatz i 
angegebene ist, sofern dieses Kind Lehrling 
oder Student ist oder infolge einer chroni- 
schen Krankheit oder Behinderung erwerbs- 
unfähig ist; diese Bedingung gilt als erfüllt, 
wenn idie innerstaatliche Gesetzgebung die- 
sen Ausdruck so bestimmt, daß er alle Kin- 
der imter einer Altersgrenze einbezieht, die 
erheblich höher ist als die in Unterabsatz i 
angegebene; 

h) bedeutet der Ausdruck „Typus des Leistungs- 
empfängers" einen Mann mit Ehefrau und zwei 
Kindern; 

i) bedeutet der Ausdruck „Wartezeit" entweder 
eine Beitragszeit oder eine Beschäftigungszeit 
oder eine Wohnsitzzeit oder irgendeine Verbin- 
dung dieser Zeiten, je nachdem was vorgeschrie- 
ben ist; 

j) bedeutet der Ausdruck „Krankheit" jeden 
Krankheitszustand ohne Rücksicht auf dessen 
Ursache; 

k) umfaßt der Ausdruck „ärztliche Betreuung" auch 
die damit zusammenhängenden Leistungen. 

Artikel 2 

1, Ein Mitglied, dessen Entwicklung auf wirt- 
schaftlichem und medizinischem Gebiet noch unge- 
nügend ist, kann (durch eine seiner Ratifikation bei- 
gefügte begründete Erklärung (die in Artikel 1 Buch- 
stabe g i, Artikel 11, Artikel 14, Artikel 20 und Ar- 
tikel 26 Absatz 2 vorgesehenen vorübergehenden 
Ausnahmen für sich in Anspruch nehmen. 

2. Jedes Mitglied, das eine Erklänmg nach Ab- 
satz 1 dieses Artikels abgegeben hat, hat in sednen 
nach Artikel 22 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation vorzulegenden Berichten über 
die Durchführung dieses Übereinkommens in bezug 
auf jede von ihm in Anspruch genommene Aus- 
nahme anzugeben, 

a) idaß die Gründe hierfür weiterbestehen oder 
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b) daß es von einem hestimmten Zeitpunkt an dar- 
auf verzichtet, die Ausnahme weiter in Anspruch 
zu nehmen. 

3. Jedes Mitglied, das eine Erklärung nach Ab- 
satz 1 dieses Artikels abgegeben hat, hat je nach 
dem Gegenstand dieser Erklärung und in dem Maße, 
wie die Umstände es gestatten, 

a) die Zahl der geschützten Personen zu erhöhen, 

b) die zur Verfügung stehende ärztliche Betreuung 
zu erweitern, 

c) die Dauer der Krankengeldgewährung zu verlän- 
gern. 

Artikel 3 

1. Jedes Mitglied, dessen Gesetzgebung Arbeit- 
nehmer schützt, kann durch eine seiner Ratifika- 
tionsurkunde beigefügte Erklärung die Arbeitneh- 
mer im Bereich der landwirtschaftlichen Berufe, die 
im Zeitpunkt der Ratifikation noch nicht durch eine 
den Normen dieses Übereinkommens entsprechende 
Gesetzgebung geschützt sind, vorübergehend vom 
Geltungsbereich dieses Übereinkommens ausschlie- 
ßen. 

2. Jedes Mitglied, das eine Erklärung nach Ab- 
satz 1 dieses Artikels abgegeben hat, hat in seinen 
nach Artikel 22 der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation vorzulegenden Berichten über 
die Durchführung dieses Übereinkommens anzuge- 
ben, in welchem Umfange den Bestimmungen des 
Übereinkommens betreffend die Arbeitnehmer im 
Bereich der landwirtschaftlichen Berufe entsprochen 
wurde oder entsprochen werden soll und inwieweit 
Fortschritte im Hinblick auf die Anwendung des 
Übereinkommens auf diese Arbeitnehmer erzielt 
worden sind; ist die Lage unverändert, so hat das 
Mitglied alle zweckdienlichen Erläuterungen zu ge- 
ben. 

3. Jedes Mitglied, das eine Erklärung nach Ab- 
satz 1 dieses Artikels abgegeben hat, hat die Zahl 
der geschützten Arbeitnehmer im Bereich der land- 
wirtschaftlichen Berufe in dem Maße und so rasch, 
wie die Umstände es gestatten, zu erhöhen. 

Artikel 4 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen ra- 
tifiziert, kann durch eine seiner Ratifikationsur- 
kunde beigefügte Erklärung vom Geltungsbereich 
des Übereinkommens ausschließen 

a) die Seeleute, einschließlich der Seefischer, 

b) die öffentlichen Bediensteten, 

sofern diese Gruppen durch Sondersysteme geschützt 
sind, die im ganzen Leistungen gewähren, die den in 
diesem Übereinkommen vorgesehenen mindestens 
gleichwertig sind. 

2. Ist eine nach Absatz 1 dieses Artikels abgege- 
bene Erklärung in Kraft, so kann das Mitglied 

a) Personen, die der oder den vom Geltungsbereich 
des Übereinkommens ausgeschlossenen Gruppe 
oder Gruppen angehören, von der Zahl der Per- 


sonen ausschließen, die bei der Berechnung des 
in Artikel 5 Buchstabe c, Artikel 10 Buchstabe b, 
Artikel 11, Artikel 19 Buchstabe b und A.rtikel 20 
erwähnten Hundertsatzes zu berücksichtigen 
sind; 

b) Personen, die der oder den vom Geltungsbereich 
des Übereinkommens ausgeschlossenen Gruppe 
oder Gruppen angehören, sowie die Ehefrauen 
und Kinder dieser Personen von der Zahl der 
Personen ausschließen, die bei der Berechnung 
des in Artikel 10 Buchstabe c erwähnten Hun- 
dertsatzes zu berücksichtigen sind. 

3. Jedes Mitglied, das eine Erklärung nach Ab- 
satz 1 dieses Artikels abgegeben hat, kann in der 
Folge dem Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes mitteilen, daß es die Verpflichtungen aus 
diesem Übereinkommen für eine oder mehrere der 
bei der Ratifikation ausgeschlossenen Gruppen 
übernimmt. 

Artikel 5 

Jedes Mitglied, dessen Gesetzgebung Arbeitneh- 
mer schützt, kann erforderlichenfalls vom Geltungs- 
bereich dieses Übereinkommens ausschließen: 

a) Personen, die zu gelegentlichen Arbeiten ver- 
wendet werden; 

b) Familienangehörige des Arbeitgebers, die in sei- 
nem Haushalt leben, in bezug auf die für ihn 
verrichtete Arbeit; 

c) andere Gruppen von Arbeitnehmern, deren Zahl 
10 vom Hundert aller Arbeitnehmer, die nicht 
nach den Buchstaben a und b dieses Artikels 
ausgeschlossen sind, nicht übersteigen darf. 

Artikel 6 

Für die Anwendung dieses Übereinkommens kann 
ein Mitglied den durch eine Versicherung gewähr- 
ten Schutz auch dann in Rechnung stellen, wenn 
diese Versicherung nach der innerstaatlichen Ge- 
setzgebung im Zeitpunkt der Ratifikation für die 
geschützten Personen zwar keine Pflichtversichenmg 
ist, aber 

a) behördlich überwacht oder nach vorgeschriebe- 
nen Normen gemeiinsam von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern verwaltet wird; 

b) einen namhaften Teil der Personen umfaßt, de- 
ren Verdienst denjenigen eines gelernten männ- 
lichen Arbeiters im Sinne von Artikel 22 Ab- 
satz 6 nicht übersteigt; und 

c) in Verbindung mit anderen Formen des Schutzes, 
wo dies angebracht list, den Bestimmungen des 
Übereinkommens entspricht. 

Artikel? 

Die gedeckten Fälle haben zu umfassen: 

a) Fälle, die eine ärztliche Betreuung heilender 
Art imd unter vorgeschriebenen Bedingimgen 
eine ärztliche Betreuung vorbeugender Art er- 
fordern; 
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b) Arbeitsunfähigkeit, die sich aus einer Krankheit 
ergibt und Verdienstausfall im Sinne der inner- 
staatlichen Gesetzgebung zur Folge hat. 


Teil 11. Ärztliche Betreuung 

Artikel 8 

Jedes Mitglied hat nach vorgeschriebenen Bedin- 
gungen den geschützten Personen ärztliche Betreu- 
ung heilender oder vorbeugender Art in dem in Ar- 
tikel 1 Buchstabe a angeführten Fall zu gewährlei- 
sten. 

Artikel 9 

Die in Artikel 8 angeführte ärztliche Betreuung 
hat darauf abzuzielen, die Gesundheit der geschütz- 
ten Personen sowie deren Arbeitsfähigkeit und Fä- 
higkeit zur Besorgung ihrer persönlichen Angele- 
genheiten zu erhalten, wiederherzustellen oder zu 
bessern. 

Artikel 10 

Der Kreis der Personen, die hinsichtlich des in 
Artikel 7 Buchstabe a angeführten Falls geschützt 
sind, hat zu umfassen: 

a) alle Arbeitnehmer, einschließlich der Lehrlinge, 
sowie deren Ehefrauen und Kinder; oder 

b) vorgeschriebene Gruppen der erwerbstätigen Be- 
völkerung, die insgesamt mindestens 75 vom 
Hundert der gesamten erwerbstätigen Bevölke- 
rung bilden, sowie die Ehefrauen und Kinder der 
diesen Gruppen angehörenden Personen; oder 

c) vorgeschriebene Gruppen von Einwohnern, die 
insgesamt mindestens 75 vom Hundert aller Ein- 
wohner bilden. 

Artikel 11 

Ist eine nach Artikel 2 abgegebene Erklärung in 
Kraft, so hat der Kreis der Personen, die hinsicht- 
lich des in Artikel 7 Buchstabe a angeführten Falls 
geschützt sind, zu umfassen: 

a) vorgeschriebene Gruppen von Arbeitnehmern, 
die insgesamt mindestens 25 vom Hundert aller 
Arbeitnehmer bilden, sowie die Ehefrauen und 
Kinder der diesen Gruppen angehörenden Ar- 
beitnehmer; oder 

b) vorgeschriebene Gruppen von Arbeitnehmern 
gewerblicher Betriebe, die insgesamt mindestens 
50 vom Hundert aller Arbeitnehmer in gewerb- 
lichen Betrieben bilden, sowie die Ehefrauen und 
Kinder der diesen Gruppen angehörenden Ar- 
beitnehmer. 

Artikel 12 

Personen, die eine Leistung der Sozialen Sicher- 
heit bei Invalidität, Alter, Tod des Ernährers oder 
Arbeitslosigkeit erhalten, sowie gegebenenfalls die 


Ehefrauen und Kinder dieser Personen sind hinsicht- 
lich des in Artikel 7 Buchstabe a angeführten Falls 
unter vorgeschriebenen Bedingungen weiterhin zu 
schützen. 

Artikel 13 

Die in Artikel 8 angeführte ärztliche Betreuung 
hat mindestens zu umfassen: 

a) Betreuung durch praktische Arzte, einschließlich 
der Hausbesuche; 

b) Betreuung durch Fachärzte in Krankenhäusern 
in Form von stationärer oder ambulanter Be- 
handlung und Betreuung durch Fachärzte, soweit 
sie außerhalb der Krankenhäuser gewährt wer- 
den kann; 

c) Gewährung der erforderlichen Arzneien und 
Heilmittel auf Verordnung eines Arztes oder 
einer anderen zur Behandlung zugelassenen Per- 
son; 

d) Krankenhauspflege, wenn erforderlich; 

e) Zahnbehandlung, wie vorgeschrieben; und 

f) medizinische Rehabilitation, einschließlich der 
Bereitstellung, Instandhaltung und Erneuerung 
von Körperersatzstücken und orthopädischen Be- 
helfen, wie vorgeschrieben. 

Artikel 14 

Ist eine nach Artikel 2 abgegebene Erklärung in 
Kraft, so hat die in Artikel 8 angeführte ärztliche 
Betreuung mindestens zu umfassen: 

a) Betreuung durch praktische Ärzte, einschließlich, 
wenn dies möglich ist, der Hausbesuche; 

b) Betreuung durch Fachärzte in Krankenhäusern in 
Form von stationärer oder ambulanter Behand- 
lung und, wenn dies möglich ist, Betreuung durch 
Fachärzte, soweit sie außerhalb der Krankenhäu- 
ser gewährt werden kann; 

c) Gewährung der erforderlichen Arzneien und 
Heilmittel auf Verordnung eines Arztes oder 
einer anderen zur Behandlung zugelassenen Per- 
son; und 

d) Krankenhauspflege, wenn erforderlich. 

Artikel 15 

Macht die Gesetzgebung eines Mitglieds den An- 
spruch auf die in Artikel 8 angeführte ärztliche Be- 
treuung davon abhängig, daß die geschützte Person 
oder ihr Ernährer eine Wartezeit zurückgelegt hat, 
so sind die Bedingungen für diese Wartezeit so fest- 
zusetzen, daß die normalerweise zum Kreis der ge- 
schützten Personen gehörenden Personen nicht vom 
Anspruch auf diese Leistungen ausgeschlossen wer- 
den. 

Artikel 16 

1. Die in Artikel 8 angeführte ärztliche Betreuung 
ist während der ganzen Dauer des Falls zu gewäh- 
ren. 
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2. Scheidet ein Leistungsempfänger aus dem 
Kreis der geschützten Personen aus, so kann sein 
weiterer Anspruch auf ärztliche Betreuung bei einem 
Krankheitsfall, bei dessen Beginn er noch zum ge- 
schützten Personenkreis gehört hatte, auf eine vor- 
geschriebene Dauer begrenzt werden, die minde- 
stens 26 Wochen zu betragen hat. Die ärztliche Be- 
treuung darf jedoch nicht eingestellt werden, so- 
lange der Empfänger weiterhin Krankengeld be- 
zieht. 

3. Ungeachtet der Bestimmungen von Absatz 2 
dieses Artikels ist die Dauer der ärztlichen Betreu- 
ung bei vorgeschriebenen Krankheiten, die aner- 
kanntermaßen eine längere Betreuung erfordern, zu 
verlängern. 

Artikel 17 

Sieht die Gesetzgebung eines Mitglieds vor, daß 
der Leistungsempfänger oder sein Ernährer sich an 
den Kosten der in Artikel 8 angeführten ärztlichen 
Betreuung zu beteiligen hat, so ist diese Beteiligung 
in einer Weise zu regeln, daß Härten vermieden 
werden und die Wirksamkeit des medizinischen und 
sozialen Schutzes nicht beeinträchtigt wird. 


Teil IIL Krankengeld 

Artikel 18 

Jedes Mitglied hat nach vorgeschriebenen Bedin- 
gungen den geschützten Personen in dem in Arti- 
kel 7 Buchstabe b angeführten Fall die Zahlung von 
Krankengeld zu gewährleisten. 

Artikel 19 

Der Kreis der Personen, die hinsichtlich des in Ar- 
tikel 7 Buchstabe b angeführten Falls geschützt sind, 
hat zu umfassen: 

a) alle Arbeitnehmer, einschließlich der Lehrlinge; 
oder 

b) vorgeschriebene Gruppen der erwerbstätigen Be- 
völkerung, die insgesamt mindestens 75 vom 
Hundert der gesamten erwerbstätigen Bevölke- 
rung bilden; oder 

c) alle Einwohner, deren Mittel während der Dauer 
des Falls vorgeschriebene und den Bestimmun- 
gen von Artikel 24 entsprechende Grenzen nicht 
übersteigen. 

Artikel 20 

Ist eine nach Artikel 2 abgegebene Erklärung in 
Kraft, so hat der Kreis der Personen, die hinsichtlich 
des in Artikel 7 Buchstabe b angeführten Falls ge- 
schützt sind, zu umfassen: 

a) vorgeschriebene Gruppen von Arbeitnehmern, 
die insgesamt mindestens 25 vom Hundert aller 
Arbeitnehmer bilden; oder 

b) vorgeschriebene Gruppen von Arbeitnehmern 
gewerblicher Betriebe, die insgesamt mindestens 


50 vom Hundert aller Arbeitnehmer in gewerb- 
lichen Betrieben bilden. 

Artikel 21 

Das in Artikel 18 angeführte Krankengeld hat in 
einer regelmäßig wiederkehrenden Zahlung zu be- 
stehen, die berechnet wird 

a) nach den Bestimmungen von Artikel 22 oder 
Artikel 23, wenn Arbeitnehmer oder Gruppen 
der erwerbstätigen Bevölkerung geschützt sind; 

b) nach den Bestimmungen von Artikel 24, wenn 
alle Einwohner geschützt sind, deren Mittel 
während der Dauer des Falls vorgeschriebene 
Grenzen nicht übersteigen. 


Artikel 22 

1. Bei einer regelmäßig wiederkehrenden Zah- 
lung, auf welche dieser Artikel Anwendung findet, 
ist der Leistungsbetrag, erhöht um den Betrag der 
während der Dauer des Falls zu zahlenden Fami- 
lienzulagen, wie folgt zu bemessen: Er hat für den 
Typus des Leistungsempfängers hinsichtlich des in 
Artikel 7 Buchstabe b angeführten Falls minde- 
stens 60 vom Hundert der Gesamtsumme aus dem 
früheren Verdienst des Leistungsempfängers und 
dem Betrag der Familienzulagen zu erreichen, die 
einer geschützten Person mit gleichen Familien- 
lasten, wie sie der Typus des Leistungsempfängers 
hat, zu zahlen sind. 

2. Der frühere Verdienst des Leistungsempfängers 
ist nach vorgeschriebener Regelung zu berechnen; 
sind die geschützten Personen in Verdienstklassen 
eingeteilt, so kann der frühere Verdienst nach den 
Grundverdiensten der Klassen, zu denen sie gehör- 
ten, berechnet werden. 

3. Für den Leistungsbetrag oder für den bei der 
Berechnung dieses Betrags zugrunde gelegten Ver- 
dienst kann eine Höchstgrenze vorgeschrieben wer- 
den, vorausgesetzt, daß dabei den Bestimmungen 
von Absatz 1 dieses Artikels entsprochen wird, 
wenn der frühere Verdienst des Leistungsempfän- 
gers nicht höher ist als der Lohn eines gelernten 
männlichen Arbeiters. 

4. Der frühere Verdienst des Leistungsempfän- 
gers, der Lohn des gelernten männlichen Arbeiters, 
die Leistung und die Familienzulagen sind auf der- 
selben zeitlichen Grundlage zu berechnen. 

5. Für die übrigen Leistungsempfänger hat die 
Leistung in einem angemessenen Verhältnis zu der 
für den Typus des Leistungsempfängers zu stehen. 

6. Im Sinne dieses Artikels hat als gelernter 
männlicher Arbeiter zu gelten 

a) ein Einrichter oder Dreher in der Maschinenbau- 
industrie mit Ausnahme der Elektromaschinen- 
industrie oder 

b) der Typus des gelernten Arbeiters nach den Be- 
stimmungen des nachstehenden Absatzes oder 
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c) eine Person, deren Verdienst nidit niedriger ist 
als der Verdienst von 75 vom Hundert aller 
gesdiützten Personen, wobei dieser Verdienst 
auf der Grundlage jährlidier oder kürzerer Zeit- 
spannen ermittelt wird, je nachdem was vor- 
gesdirleben ist, oder 

d) eine Person, deren Verdienst ebenso hoch ist 
wie 125 vom Hundert des Durchschnitts Verdien- 
stes aller geschützten Personen. 

7. Als Typus des gelernten Arbeiters im Sinne 
von Buchstabe b des vorstehenden Absatzes hat 
eine Person zu gelten, die in der Hauptgruppe mit 
der größten Zahl für den in Artikel 7 Buchstabe b 
erwähnten Fall geschützter erwerbstätiger männ- 
licher Personen innerhalb der Abteilung beschäftigt 
ist, die ihrerseits die größte Zahl solcher Personen 
umfaßt; hierfür wird die Internationale Systematik 
der wirtschaftlichen Tätigkeiten zugrunde gelegt, 
die vom Wirtschafts- und Sozialrat der Organisation 
der Vereinten Nationen auf seiner siebenten Ta- 
gung am 27. August 1948 angenommen wurde und 
im Anhang zu diesem Übereinkommen in ihrer 
1968 abgeänderten Fassung wiedergegeben ist, 
unter Berücksichtijgung aller späteren Änderungen. 

8. Haben die Leistungen eine nach Gebieten unter- 
schiedliche Höhe, so kann der gelernte männliche 
Arbeiter nach den Bestimmungen der Absätze 6 
und 7 dieses Artikels für jedes Gebiet bestimmt 
werden. 

9. Der Lohn des gelernten männlichen Arbeiters 
ist auf der Grundlage der Lohnsätze für die durch 
Gesamtarbeitsverträge oder gegebenenfalls von 
oder auf Grund der innerstaatlichen Gesetzgebung 
oder durch Gewohnheit festgelegte normale Arbeits- 
zeit zu ermitteln, unter Einbeziehung etwaiger 
Teuerungszulagen; haben diese Lohnsätze eine nach 
Gebieten unterschiedliche Höhe und findet Absatz 8 
dieses Artikels keine Anwendung, so ist der mitt- 
lere Lohn zugrunde zu legen. 

Artikel 23 

1. Bei einer regelmäßig wiederkehrenden Zah- 
limg, auf welche dieser Artikel Anwendung findet, 
ist der Leistungsbetrag, erhöht um den Betrag der 
während der Dauer des Falles zu zahlenden Fami- 
lienzulagen, wie folgt zu bemessen: Er hat für den 
Typus des Leistungsempfängers hinsichtlich des in 
Artikel 7 Buchstabe b angeführten Falls mindestens 
60 vom Hundert der Gesamtsumme aus dem Lohn 
eines gewöhnlichen erwachsenen männlichen unge- 
lernten Arbeiters und dem Betrag der Familien- 
zulagen zu erreichen, die einer geschützten Person 
mit gleichen Familienlasten, wie sie der Typus des 
Leistungsempfängers hat, zu zahlen sind. 

2. Der Loihn des gewöhnlichen erwachsenen männ- 
lichen ungelernten Arbeiters, die Leistung und die 
Familienzulagen sind auf derselben zeitlichen 
Grundlage zu berechnen. 

3. Für die übrigen Leistungsempfänger hat die 
Leistung in einem angemessenen Verhältnis zu der 
für den Typus des Leistungsempfängers zu stehen, 


4. Im Sinne dieses Artikels hat als gewöhnlicher 
erwachsener männlicher ungelernter Arbeiter zu 
gelten 

a) der Typus des ungelernten Arbeiters in der 
Maschinenbauindustrie mit Ausnahme der Elek- 
tromaschinenindustrie oder 

b) der Typus des ungelernten Arbeiters nach den 
Bestimmungen des nachstehenden Absatzes. 

5. Als Typus des ungelernten Arbeiters im Sinne 
von Buchstabe b des vorstehenden Absatzes hat 
eine Person zu gelten, die in der Hauptgruppe mit 
der größten Zahl für den in Artikel 7 Buchstabe b 
angeführten Fall geschützter erwerbstätiger männ- 
licher Personen innerhalb der Abteilung beschäftigt 
ist, die ihrerseits die größte Zahl solcher Personen 
umfaßt; hierfür wird die Internationale Systematik 
der wirtschaftlichen Tätigkeiten zugrunde gelegt, 
die vom Wirtschafts- und Sozialrat der Organisation 
der Vereinten Nationen auf seiner siebenten 
Tagung am 27. August 1948 angenommen wurde 
und im Anhang zu diesem Übereinkommen in ihrer 
1968 abgeänderten Fassung wiedergegeben ist, 
unter Berücksichtigung aller späteren Änderungen. 

6. Haben die Leistungen eine nach Gebieten 
unterschiedliche Höhe, so kann der gewöhnliche 
erwachsene männliche ungelernte Arbeiter nach den 
Bestimmun,gen der Absätze 4 und 5 dieses Artikels 
für jedes Gebiet bestimmt werden. 

7. Der Lohn des gewöhnlichen erwachsenen männ- 
lichen ungelernten Arbeiters ist auf der Grundlage 
der Lohnsätze für die durch Gesamtarbeitsverträge 
oder gegebenenfalls von oder auf Grund der inner- 
staatlichen Gesetzgebung oder durch Gewohnheit 
festgelegte normale Arbeitszeit zu ermitteln, unter 
Einbeziehung etwaiger Teuerungszulagen; haben 
diese Lohnsätze eine nach Gebieten unterschiedliche 
Höhe und findet Absatz 6 dieses Artikels keine An- 
wendung, so ist der mittlere Lohn zugrunde zu 
legen. 

Artikel 24 

Bei einer regelmäßig wiederkehrenden Zahlung, 
auf welche dieser Artikel Anwendung findet, gilt 
folgendes : 

a) der Leistungsbetrag ist entsprechend einer vor- 
geschriebenen Skala oder entsprechend einer 
von der zuständigen Stelle nach vorgeschriebe- 
ner Regelung festgelegten Skala zu berechnen; 

b) der Leistungsbetrag kann nur insoweit gekürzt 
werden, als die sonstigen Mittel der Familie des 
Leistungsempfängers vorgeschriebene namhafte 
Beträge oder von der zuständigen Stelle nach 
vorgeschriebener Regelung festgelegte namhafte 
Beträge übersteigen; 

c) die Gesamtsumme aus der Leistung und den son- 
stigen Mitteln, nach Abzug der in Buchstabe b 
bezeichneten namhaften Beträge, hat auszurei- 
chen, um der Familie des Leistungsempfängers 
gesunde und angemessene Lebensbedingungen 
zu gewährleisten; sie darf nicht unter den nach 
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den Bestimmungen des Artikels 23 berechneten 
Leistungen liegen; 

d) die Bedingungen in Buchstabe c gelten als er- 
füllt, wenn der Gesamtbetrag des nach diesem 
Übereinkommen gewährten Krankengeldes um 
mindestens 30 vom Hundert hoher ist als der 
Gesamtbetrag der Leistungen, der bei Anwen- 
dung der Bestimmungen von Artikel 23 und 
Artikel 19 Buchstabe b erreicht würde. 

Artikel 25 

Macht die Gesetzgebung eines Mitglieds den 
Anspruch auf das in Artikel 18 angeführte Kranken- 
geld davon abhängig, daß die geschützte Person 
eine Wartezeit zurückgelegt hat, so sind die Bedin- 
gungen für diese Wartezeit so festzusetzen, daß die 
normalerweise zum Kreis der geschützten Personen 
gehörenden Personen nicht vom Anspruch auf diese 
Leistung ausgeschlossen werden. 

Artikel 26 

1. Das in Artikel 18 angeführte Krankengeld ist 
während der ganzen Dauer des gedeckten Falls zu 
gewähren; die Dauer der Krankengeldgewährung 
kann jedoch für jeden Fall von Arbeitsunfähigkeit, 
wie vorgeschrieben, auf eine Zeitspanne von min- 
destens 52 Wochen begrenzt werden. 

2. Ist eine nach Artikel 2 abgegebene Erklärung 
in Kraft, so kann die Gewährung des in Artikel 18 
angeführten Krankengeldes für jeden Fall von 
Arbeitsunfähigkeit, wie vorgeschrieben, auf eine 
Zeitspanne von mindestens 26 Wochen begrenzt 
werden. 

3. Sieht die Gesetzgebung eines Mitglieds die 
Zahlung des Krankengeldes erst nach Ablauf einer 
Karenzzeit vor, so darf diese die ersten drei Tage 
des Verdienstausfalls nicht überschreiten. 

Artikel 27 

1. Beim Tode einer Person, die das in Artikel 18 
angeführte Krankengeld bezogen oder Anspruch 
darauf hatte, ist den Hinterbliebenen, anderen 
unterhaltsberechtigten Personen oder der Person, 
die die Bestattungskosten getragen hat, unter vor- 
geschriebenen Bedingungen ein Sterbegeld zu zah- 
len. 

2. Ein Mitglied kann von den Bestimmungen des 
Absatzes 1 dieses Artikels abweichen, wenn 

a) dieses Mitglied die Verpflichtungen aus Teil IV 
des Übereinkommens über Leistungen bei Inva- 
lidität und Alter und an Hinterbliebene, 1967, 
übernommen hat; 

b) es in seiner Gesetzgebung die Zahlung von 
Krankengeld in Höhe von mindestens 80 vom 
Hundert des Verdienstes der geschützten Perso- 
nen vorsieht; und 

c) die Mehrheit der geschützten Personen durch 
eine behördlich überwachte freiwillige Versiche- 
rung erfaßt ist, die ein Sterbegeld vorsieht. 


Teil IV. Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 28 

1. Eine Leistung, auf die eine geschützte Person 
Anwendung dieses Übereinkommens Anspruch 
hätte, kann in einem vorgeschriebenen Ausmaß 
ruhen, 

a) solange sich die betreffende Person außerhalb 
des Gebietes des Mitglieds aufhält; 

b) solange die betreffende Person für denselben 
Fall von dritter Seite entschädigt wird, bis zu 
dem Betrag der von dritter Seite geleisteten Ent- 
schädigung; 

c) wenn die betreffende Person durch Betrug ver- 
sucht hat, diese Leistung zu erhalten; 

d) wenn der Fall von der betreffenden Person 
durch ein von ihr begangenes Verbrechen oder 
Vergehen herbeigeführt worden ist; 

e) wenn der Fall durch eine grobe und vorsätzliche 
Verfehlung der betreffenden Person herbeige- 
führt worden ist; 

f) wenn die betreffende Person es ohne triftigen 
Grund unterläßt, von der ärztlichen Betreuung 
oder den ihr zur Verfügung gestellten Einrich- 
tungen für die berufliche Wiedereingliederung 
Gebrauch zu machen, oder die für die Nachprü- 
fung des Bestehens des Falls oder für das Ver- 
halten der Leistungsempfänger vorgeschriebenen 
Regeln nicht befolgt; 

g) im Falle des in Artikel 18 angeführten Kran- 
kengeldes, solange der Unterhalt der betreffen- 
den Person aus öffentlichen Mitteln oder von 
einer Einrichtung oder einem Dienst der Sozialen 
Sicherheit bestritten wird; und 

h) im Falle des in Artikel 18 angeführten Kranken- 
geldes, solange die betreffende Person eine 
andere Geldleistung der Sozialen Sicherheit mit 
Ausnahme einer Familienleistung bezieht, wo- 
bei jedoch der ruhende Leistungsteil die andere 
Leistung nicht übersteigen darf. 

2. In den vorgeschriebenen Fällen und innerhalb 
der vorgeschriebenen Grenzen ist ein Teil des Kran- 
kengeldes, das sonst zu zahlen gewesen wäre, an 
die unterhaltsberechtigten Angehörigen der betref- 
fenden Person zu zahlen. 

Artikel 29 

1. Jedem Antragsteller ist das 'Recht einzuräumen, 
ein Rechtsmittel einzulegen, falls die Leistung abge- 
lehnt wird oder ihre Art oder ihr Ausmaß strittig 
ist. 

2. Wird bei der Anwendung dieses Übereinkom- 
mens die ärztliche Betreuung von einer einem Par- 
lament verantwortlichen Regierungsstelle durchge- 
führt, so kann an die Stelle des in Absatz 1 dieses 
Artikels vorgesehenen Rechts auf Einlegung eines 
Rechtsmittels das Recht treten, eine Beschwerde 
über die Ablehnung der ärztlichen Betreuung oder 
die Art der erhaltenen Betreuung der zuständigen 
Stelle zur Prüfung zu unterbreiten. 
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Artikel 30 

1. Jedes Mitglied hat die allgemeine Verantwor- 
tun;g für die Gewährung der in Anwendung 'dieses 
Übereinkommens zu gewährenden Leistungen zu 
übernehmen und alle hierfür erforderlichen Maß- 
nahmen zu treffen. 

2. Jedes Mitglied hat die allgemeine Verantwor- 
tung für die einwandfreie Verwaltung der Einrich- 
tungen und Dienste zu übernehmen, die bei der 
Durchführung dieses Übereinkommens mitwirken. 

Artikel 31 

Wird die Verwaltung nicht von einer nach Wei- 
sungen der Behörden tätigen Einrichtung oder von 
einer einem Parlament verantwortlichen Regie- 
rungsstelle wahrgenommen, so 

a) sind unter vorgeschriebenen Voraussetzungen 
Vertreter der geschützten Personen an der Ver- 
waltung zu beteiligen; 

b) hat die innerstaatliche Gesetzgebung gegebenen- 
falls die Mitwirkung von Vertretern der Arbeit- 
geber vorzusehen f 

c) kann die innerstaatliche Gesetzgebung auch die 
Mitwirkung von Vertretern der Behörden vor- 
sehen. 

Artikel 32 

Jedes Mitglied hat innerhalb seines Gebietes 
Nichtstaatsangehörigen, die normalerweise dort 
wohnen oder arbeiten, in bezug auf den Anspruch 
auf die in diesem Übereinkommen vorgesehenen 
Leistungen Gleichbehandlung mit seinen Staats- 
angehörigen zu gewähren. 

Artikel 33 

1. Ein Mitglied, das 

a) die Verpflichtungen aus diesem Übereinkom- 
men übernommen hat, ohne die in Artikel 2 und 
Artikel 3 vorgesehenen Ausnahme- und Aus- 
schlußbestimmungen in Anspruch zu nehmen, 

b) im ganzen höhere Leistungen gewährt, als in 
diesem Übereinkommen vorgesehen sind, und 
dessen einschlägige Ausgaben für ärztliche Be- 
treuung und Krankengeld insgesamt mindestens 
4 vom Hundert seines Volkseinkommens aus- 
machen, und 

c) mindestens zwei der folgenden drei Bedingun- 
gen erfüllt: 

i) es schützt einen Hundertsatz der erwerbs- 
tätigen Bevölkerung, der mindestens um 
zehn Einheiten höher ist als der in Arti- 
kel 10 Buchstabe b und in Artikel 19 Buch- 
stabe b geforderte, oder einen Hundertsatz 
aller Einwohner, der mindestens um zehn 
Einheiten höher ist als der in Artikel 10 
Buchstabe c) geforderte. 


ii) es gewährleistet ärztliche Betreuung heilen- 
der und vorbeugender Art, die erheblich 
über die in Artikel 13 vorgeschriebenen Lei- 
stungen hinausgeht, 

iii) es gewährleistet Krankengeld in einem Be- 
trag, der einem Hundertsatz entspricht, der 
mindestens um zehn Einheiten höher ist als 
der in Artikel 22 und Artikel 23 geforderte, 

kann nach Anhörung der maßgebenden Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, 
von einzelnen Bestimmungen der Teile II und III 
dieses Übereinkommens vorübergehend abweichen, 
vorausgesetzt, daß solche Abweichungen die we- 
sentlichen Garantien dieses Übereinkommens weder 
grundlegend einschränken noch beeinträchtigen. 

2. Jedes Mitglied, das solche Abweichungen für 
sich in Anspruch nimmt, hat in seinen nach Arti- 
kel 22 der Verfassung der Internationalen Arbeits- 
organisation vorzulegenden Berichten über die 
Durchführung dieses Übereinkommens Auskunft zu 
geben über den Stand seiner Gesetzgebung und 
Praxis hinsichtlich dieser Abweichungen und mit- 
zuteilen, inwieweit Fortschritte im Hinblick auf eine 
vollständige Durchführung der Bestimmungen des 
Übereinkommens erzielt worden sind. 


Artikel 34 

Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung 
auf 

a) Fälle, die sich vor dem Inkrafttreten des Über- 
einkommens für das betreffende Mitglied ereig- 
net haben; 

b) Leistungen für Fälle, die sich nach dem Inkraft- 
treten des Übereinkommens für das betreffende 
Mitglied ereignet haben, soweit sich die An- 
sprüche auf diese Leistungen aus Zeiten vor die- 
sem Inkrafttreten herleiten. 


Teil V. Schlußbestimmungen 


Artikel 35 

Dieses Übereinkommen ändert das Übereinkom- 
men über Krankenversicherung (Gewerbe), 1927, 
und das Übereinkommen über Krankenversiche- 
rung (Landwirtschaft), 1927. 


Artikel 36 

1. Nach den Bestimmungen von Artikel 75 des 
Übereinkommens über Soziale Sicherheit (Mindest- 
normen), 1952, verlieren Teil III jenes Übereinkom- 
mens sowie die entsprechenden Bestimmungen 
anderer Teile gegenüber jedem Mitglied, das dieses 
Übereinkommen ratifiziert, ihre Wirksamkeit von 
dem Zeitpunkt an, in dem dieses Übereinkommen 
für das Mitglied verbindlich ist und keine nach 
Artikel 3 abgegebene Erklärung in Kraft ist. 
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2. Die Übernahme der Verpflichtungen aus die- 
sem Übereinkommen gilt, sofern keine Erklärung 
nach Artikel 3 in Kraft ist, für die Zwecke des Arti- 
kels 2 des Übereinkommens über Soziale Sicherheit 
(Mindestnormen), 1952, als Übernahme der Ver- 
pflichtungen aus Teil III und der entsprechenden 
Bestimmungen anderer Teile jenes Übereinkom- 
mens. 

Artikel 37 

Enthält ein Übereinkommen, das später von der 
Konferenz angenommen wird und sich auf einen 
oder mehrere der im vorliegenden Übereinkommen 
behandelten Gegenstände bezieht, eine dahin ge- 
hende Bestimmung, so verlieren die Bestimmungen 
des vorliegenden Übereinkommens, die in dem 
neuen Übereinkommen angeführt werden, gegen- 
über jedem Mitglied, welches das neue Überein- 
kommen ratifiziert hat, ihre Wirksamkeit von dem 
Zeitpunkt an, in dem das neue Übereinkommen für 
das betreffende Mitglied in Kraft tritt. 

Artikel 38 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintra^gung mitzuteilen. 

Artikel 39 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den Gene- 
raldirektor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 


Artikel 40 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jah- 
ren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem , einge- 
tragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vorge- 
sehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
mens jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kün- 
digen. 


Artikel 41 

1. Der Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation Kenntnis von der Ein- 
tragung aller Ratifikationen und Kündigungen, die 
ihm von den Mitgliedern der Organisation mitge- 
teilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam ma- 
chen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 42 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

Artikel 43 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, sooft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Übereinkommens zu erstatten und zu 
prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teilwei- 
sen Abänderung auf die Tagesordnung der Konfe- 
renz gesetzt werden soll. 

Artikel 44 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sidi ohne Rücksicht auf Arti- 
kel 40, vorausgesetzt, daß das neugefaßte Über- 
einkommen in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuge- 
faßten Übereinkommens an kann das vorlie- 
gende Übereinkommen von den Mitgliedern 
nicht mehr ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 


Artikel 45 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommen sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Anhang 


Internationale Systematik der wirtschaftlichen Tätigkeiten 

(Fassung von 1968) 


Verzeichnis der Hauptabteilungen, Abteilungen und Hauptgruppen 

Abtei- Haupt- 
lung gruppe 


Hauptabteilung 1: Landwirtschaft, Jagd, Forstwirtschaft und Fischerei 


11 


Landwirtschaft und Jagd 


111 

Landwirtschaft und Tierzucht 


112 

Landwirtschaftliche Dienstleistungen 


113 

Jagd, Fallenstellerei und Wildhege 

12 

121 

Forstwirtschaft und Waldnutzung 

Forstwirtschaft 


122 

Waldnutzung 

13 

130 

Fischerei 


Hauptabteilung 2: Industrien zur Gewinnung von Rohstoffen 

21 

210 

Kohlenbergbau 

22 

220 

Erdöl- und Erdgasgewinnung 

23 

230 

Erzbergbau 

29 

290 

Sonstiger Bergbau 



Hauptabteilung 3: Verarbeitende Industrien 

31 

311-312 

Nahrungsmittel-, Getränke- und Tabakindustrie 
Nahrungsmittelindustrie 


313 

Getränkeindustrie 


314 

Tabakindustrie 

32 


Textil-, Bekleidungs- und Lederindustrie 


321 

Textilindustrie 


322 

Herstellung von Bekleidungsgegenständen, mit Ausnahme von 
Schuhen 


323 

Lederindustrie und Herstellung von Erzeugnissen aus Leder, 
Lederersatz und Pelz, mit Ausnahme von Schuhen und Beklei- 
dungsgegenständen 


324 

Herstellung von Schuhen, mit Ausnahme von Schuhen aus vul- 
kanisiertem Gummi, Formgummi oder Kunststoff 

33 


Holzbearbeitende und -verarbeitende Industrie, einschließlich der 
Möbelindustrie 


331 

Holzbearbeitung und Herstellung von Erzeugnissen aus Holz und 
Kork, mit Ausnahme von Möbeln 
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Abtei- Haupt- 
lung gruppe 

332 


341 

342 


35 


351 

352 

353 

354 

355 

356 


36 


361 

362 
369 


371 

372 


381 

382 

383 

384 

385 


39 390 


Herstellung von Möbeln und Zubehör, mit Ausnahme von über- 
wiegend aus Metall gefertigten Erzeugnissen 

Papier- und Papierwarenindustrie, Drude- und Verlagsgewerbe 

Herstellung von Papier und Papierwaren 

Drude- und Verlagsgewerbe und verwandte Gewerbe 

Chemische Industrie, Industrie der Erdöl- und Kohlenderivate, 
Kautschuk- und Kunststoffindustrie 

Herstellung von Industriechemikalien 
Herstellung sonstiger chemischer Produkte 
Erdölraffinerien 

Industrie der Erdöl- und Kohlenderivate 
Kautschukindustrie 

Herstellung nicht anderswo eingeordneter Kunststofferzeugnisse 

Verarbeitung nichtmetallischer Mineralien, mit Ausnahme der 
Erdöl- und Kohlenderivate 

Herstellung von Keramik, Porzellan und Steingut 
Herstellung von Glas und Glaswaren 
Verarbeitung sonstiger nichtmetallischer Mineralien 

Metallurgische Grundindustrien 
Eisen- und Stahlindustrie 
Nichteisenmetallindustrie 

Herstellung von Metallwaren, Maschinen und Ausrüstung 

Herstellung von Metallwaren, mit Ausnahme von Maschinen und 
Ausrüstung 

Maschinenbau, mit Ausnahme der Herstellung von elektrischen 
Maschinen 

Herstellung von elektrischen Maschinen, Apparaten, Geräten und 
Zuböhör 

Herstellung von Transportmitteln 

Herstellung von nicht anderswo eingeordneten feinmechanischen 
und wissenschaftlichen Geräten, Präzisionsinstrumenten, Meß- 
und Regelgeräten sowie von photographischen und optischen 
Erzeugnissen 

Sonstige verarbeitende Industrien 


Hauptabteilung 4: Elektrizität, Gas und Wasser 

41 410 Elektrizität, Gas, Dampf 

42 420 Wasserwerke und Wasserversorgung 


Hauptabteilung 5: Baugewerbe und öffentliche Arbeiten 
50 500 Baugewerbe und öffentliche Arbeiten 
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Abtei- Haupt- 
lung gruppe 


Hauptabteilung 6: Groß- und Einzelhandel 
und Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 


61 

610 

Großhandel 

62 

620 

Einzelhandel 

63 


Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 


631 

Gaststätten und sonstige Stätten zur Einnahme von Speisen und 
Getränken 


632 

Hotels, Pensionen, Campingplätze und sonstige Beherbergungs- 
betriebe 


Hauptabteilung 7: Verkehrswesen, Lagerung und Nachrichtenübermittlung 


71 

Verkehrswesen und Lagerung 

711 

Landverkehr 

712 

Wasserverkehr 

713 

Luftverkehr 

719 

Mit dem Verkehrswesen zusammenhängende Dienste 

72 720 

Nachrichtenübermittlung 


Hauptabteilung 8: Finanzwesen, Versicherungswesen, Immobiliengeschäfte und 
Dienstleistungen für Geschäftsbetriebe 


81 

810 

Finanz Institute 

82 

820 

Versicherungswesen 

83 

831 

Immobiliengeschäfte und Dienstleistungen für Geschäftsbetriebe 
Immobiliengeschäfte 


832 

Dienstleistungen für Geschäftsbetriebe, mit Ausnahme der Ver- 
mietung von Maschinen und Ausrüstung 


833 

Vermietung von Maschinen und Ausrüstung 


Hauptabteilung 9: Dienstleistungen für die Öffentlichkeit, Sozialeinrichtungen 
und persönliche Dienstleistungen 


91 910 

92 920 

93 

931 

932 

933 

934 

935 


öffentliche Verwaltung und Landesverteidigung 
Sanitäre und ähnlidie Dienste 

Sozialeinrichtungen und damit zusammenhängende Dienstleistun- 
gen für die Öffentlichkeit 

Unterrichtswesen 

Forschungsanstalten und wissenschaftliche Institute 

Ärztliche, zahnärztliche und sonstige Gesundheits- und Veterinär- 
dienste 

Fürsorgeeinriditungen 

Wirtsdiafts-, Fadi- und Berufsverbände 
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Abtei- 

lung 


94 


95 


96 


0 


Haupt- 

gruppe 

939 Sonstige Sozialeinrichtungen und damit zusammenhängende 

Dienstieistungen für die Öffentlichkeit 

Dienstleistungen für Freizeitgestaltung und Kultur 

941 Filmindustrie und sonstiges Unterhaltungsgewerbe 

942 Büchereien, Museen, botanische und zoologische Gärten und son- 

stige nicht anderswo eingeordnete kulturelle Dienstleistungen 

949 Nicht anderswo eingeordnete Dienstleistungen für Unterhaltung 
und Freizeitgestaltung 

Persönliche Dienstleistungen und Haushaltsdienste 

951 Nicht anderswo eingeordnete Reparaturdienste 

952 Wäschereien, Reinigungsanstalten und Färbereien 

953 Dienstleistungen für Haushalte 

959 Verschiedene persönliche Dienstleistungen 

960 Internationale und sonstige exterritoriale Körperschaften 

Hauptabteilung 0: Ungenügend bestimmte Tätigkeiten 
000 Ungenügend bestimmte Tätigkeiten 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Übereinkommen Nr. 130 


Die von der Internationalen Arbeitskonferenz im 
Jahre 1927 angenommenen Übereinkommen Nr. 24 
über die Krankenversicherung der Arbeitnehmer in 
Gewerbe und Handel und der Hausgehilfen und 
Nr. 25 über die Krankenversicherung der Arbeit- 
nehmer in der Landwirtschaft sind überholt. Dieser 
Entwicklung hat bereits das im Jahre 1952 ange- 
nommene Übereinkommen Nr. 102 über die Min- 
destnormen der Sozialen Sicherheit, das von der 
Bundesrepublik ratifiziert worden ist*), Rechnung 
getragen; es umfaßt alle Zweige der Sozialen Sicher- 
heit (vgl. Stellungnahme der Bundesregierung zum 
Übereinkommen Nr. 102). In der Folgezeit konnten 
allenthalben weitere Fortschritte im Bereich der So- 
zialen Sicherheit verzeichnet werden. Das neue 
Übereinkommen will in bezug auf die ärztliche Be- 
treuung und die Zahlung von Krankengeld einen 
zeitgemäßen Rahmen schaffen. Es unterscheidet 
nicht mehr zwischen Arbeitnehmern in Handel und 
Gewerbe sowie Hausgehilfen einerseits und Ar- 
beitnehmern in der Landwirtschaft andererseits. 

Die deutschen Vorschriften werden den im Über- 
einkommen enthaltenen Mindestnormen weitge- 
hend gerecht. Darüber hinaus ist das Leistungs- 
niveau der deutschen gesetzlichen Krankenversiche- 
rung im allgemeinen erheblich höher. Gleichwohl 
entspricht das deutsche Recht in einigen Punkten 
nicht den Anforderungen des Übereinkommens. So 
wird die durch Artikel 13 Buchstabe f des Über- 
einkommens vorgeschriebene medizinische Rehabi- 
litation einschließlich der Bereitstellung, Instand- 
haltung und Erneuerung von Körperersatzstücken 
und orthopädischen Behelfen gemäß § 187 Nr, 2 
und 3 RVO nur als Mehrleistung gewährt. Aller- 
dings ist in den ehemaligen Ländern der britischen 
Zone zu größeren Heil- und Hilfsmitteln ein Zu- 
schuß zu gewähren, der mindestens dem Antrag 
entspricht, der in der Satzung als Höcfastbetrag für 


*) BGBl. 1957 II S. 1321 


kleinere Hilfsmitteln festgesetzt ist. Darüber hin- 
aus werden die in Artikel 13 f) auf geführten Lei- 
stungen von den Trägern der Rentenversicherung 
nach pflichtmäßigem Ermessen gewährt. Nach Arti- 
kel 13 Buchstabe d in Verbindung mit Artikel 16 Ab- 
satz 1 des Übereinkommens darf die Krankenhaus- 
pflege zeitlich nicht begrenzt werden, während die 
§ 183 Absatz 2, § 184 Absatz 1 RVO wegen derselben 
Krankheit eine Höchstdauer von 78 Wochen inner- 
halb von drei Jahren vorschreiben. Ferner kennt 
das deutsche Recht nicht die in Artikel 28 Ab- 
satz 2 des Übereinkommens niedergelegte Ver- 
pflichtung, einen Teil des Krankengeldes an die 
unterhaltsberechtigten Angehörigen der betreffen- 
den Personen zu zahlen. Die Kann-Bestimmung des 
§ 186 Absatz 1 Satz 4 RVO, die überdies nur für 
das Hausgeld gilt, ist im Rahmen der Neufassung 
des § 186 Absatz 1 RVO durch das Zweite Kranken- 
versicherungsänderungsgesetz weggefallen. Im Zuge 
der Weiterentwicklung des Rechts der gesetzlichen 
Krankenversicherung wird untersucht werden, ob 
hinsichtlich der vorstehend angeführten und vom 
Übereinkommen abweichenden deutschen Vorschrif- 
ten den Anforderungen des Übereinkommens ent- 
sprochen werden kann. Fraglich ist allerdings, ob 
auch der dem deutschen Recht widersprechende Ar- 
tikel 3 des Übereinkommens in diese Überlegungen 
einbezogen werden kann. Danach muß bei vorge- 
schriebenen Krankheiten, die anerkanntermaßen 
eine längere Betreuung erfordern, die ärztliche Be- 
treuung verlängert werden. 

Diese Abweichungen des deutschen Rechts schrän- 
ken aber die wesentlichen Garantien des Überein- 
kommens Nr. 130 nicht ein und beeinträchtigen sie 
auch nicht. Ob und in welchem Umfang eine Anwen- 
dung des Artikels 33 des Übereinkommens in Be- 
tracht kommen kann, bedarf einer weiteren einge- 
henden Prüfung, zumal die Voraussetzungen dieser 
Vorschrift in den Buchstaben b und c (i 2. Alter- 
native und iii) erfüllt sind. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung betreffend die Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft 


Empfehlung Nr. 133 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

4. Juni 1969 zu ihrer dreiundfünfzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die Arbeitsaufsicht in der Landwirt- 
schaft, eine Frage, die den vierten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung zur Ergänzung des Übereinkommens 
über die Arbeitsaufsicht (Landwirtschaft), 1969, 
erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 25. Juni 1969, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- 
treffend die Arbeitsaufsicht (Landwirtschaft), 1969, 
bezeichnet wird. 

1. Sofern es die innerstaatlichen Verhältnisse ge- 
statten, sollten die Befugnisse der Arbeitsaufsicht 
in der Landwirtschaft in der Weise erweitert wer- 
den, daß sie die Zusammenarbeit mit den zustän- 
digen technischen Dienststellen umfassen, die dar- 
auf gerichtet ist, dem landwirtschaftlichen Erzeuger 
ohne Rücksicht auf seine Rechtsstellung zu helfen, 
seinen Betrieb und die Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen der darin beschäftigten Personen zu ver- 
bessern. 

2. Vorbehaltlich der Bestimmungen von Artikel 6 
Absatz 3 des Übereinkommens über die Arbeitsauf- 
sicht (Landwirtschaft), 1969, könnte die Arbeitsauf- 
sicht in der Landwirtschaft auch bei der Durchfüh- 
rung gesetzlicher Vorschriften über Fragen wie die 
folgenden mitwirken: 

a) Ausbildung der Arbeitnehmer; 

b) Sozialdienste in der Landwirtschaft; 

c) Genossenschaften; 

d) Schulpflicht. 

3. (1) Es sollte in der Regel nicht zu den Aufgaben 
der Aufsichtsbeamten für die Landwirtschaft gehö- 
ren, als Schlichtungsbeauftragte oder Schiedsrichter 
in Verfahren im Zusammenhang mit Arbeitsstreitig- 
keiten aufzutreten. 

(2) Sofern zu diesem Zweck in der Landwirtschaft 
keine eigenen Organe bestehen, können die Auf- 
sichtsbeamten für die Landwirtschaft vorübergehend 
zu Schlichtungsaufgaben herangezogen werden. 

(3) In dem Unterabsatz 2 dieses Absatzes vor- 
gesehenen Fall sollte die zuständige Stelle der in- 


nerstaatlichen Gesetzgebung entsprechende und die 
Mittel der Arbeitsverwaltung des betreffenden Lan- 
des nicht Überfordemde Maßnahmen treffen, um 
die Aufsichtsbeamten schrittweise von diesen Auf- 
gaben zu entlasten, damit sie sich in größerem Maße 
der eigentlichen Aufsichtstätigkeit in den Betrieben 
widmen können. 

4. Die Aufsichtsbeamten für die Landwirtschaft 
sollten sich mit den Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen in der Landwirtschaft vertraut machen und 
Kenntnisse der wirtschaftlichen und technischen 
Aspekte der Landarbeit besitzen. 

5. Anwärter auf gehobene Stellungen bei der Ar- 
beitsaufsicht in der Landwirtschaft sollten entspre- 
chende berufliche oder akademische Befähigungen 
besitzen oder eine gründliche praktische Erfahrung 
in der Arbeitsverwaltung erworben haben. 

6. Anwärter auf andere Stellungen bei der Ar- 
beitsaufsicht in der Landwirtschaft (wie z. B. Hilfs- 
inspektoren oder ähnliches Personal) sollten, sofern 
das Unterrichtswesen in dem betreffenden Land die 
Voraussetzungen hierfür bietet, eine abgeschlossene 
Mittelschulbildung und, wenn möglich, eine ergän- 
zende Fachausbildung geeigneter Art erhalten oder 
im Verwaltungsdienst oder in der Praxis ausrei- 
chende Erfahrung in Arbeitsfragen erworben haben. 

7. In Ländern, in denen das Unterrichtswesen 
noch ungenügend entwickelt ist, sollten die zu Auf- 
sichtsbeamten für die Landwirtschaft bestellten Per- 
sonen zumindest einige praktische Erfahrung in der 
Landwirtschaft besitzen oder sich für diese Tätigkeit 
interessieren und eignen; sie sollten im Dienst so 
rasch wie möglich eine geeignete Ausbildung er- 
halten. 

8. Die zentrale Arbeitsaufsichtsstelle sollte den 
Aufsichtsbeamten in der Landwirtschaft Richtlinien 
erteilen, um die einheitliche Durchführung ihrer 
Aufgaben im ganzen Land zu gewährleisten. 

9. Während der Nachtstunden sollte sich die Tä- 
tigkeit der Aufsichtsbeamten für die Landwirtschaft 
auf Angelegenheiten beschränken, deren wirksame 
Überwachung bei Tag nicht möglich ist. 

10. Die Heranziehung von Ausschüssen für medi- 
zinischen und technischen Arbeitsschutz in der Land- 
wirtschaft, denen Vertreter der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer angehören, könnte eines der Mittel 
sein für die Zusammenarbeit zwischen den Beamten 
der Arbeitsaufsicht in der Landwirtschaft und den 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern oder deren Ver- 
bänden, soweit solche bestehen. 

11. Die in Artikel 17 des Übereinkommens über 
die Arbeitsaufsicht (Landwirtschaft), 1969, vorgese- 
hene Beteiligung der Arbeitsaufsicht in der Land- 
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Wirtschaft an vorbeugenden Überprüfung neuer An- 
lagen, neuer Stoffe oder Substanzen und neuer Ver- 
fahren zur Handhabung oder Verarbeitung von Pro- 
dukten, die die Gesundheit und Sicherheit gefähr- 
den könnten, sollte eine vorherige Beratung mit der 
Arbeitsaufsicht umfassen über 

a) die Inbetriebnahme dieser Anlagen, die Verwen- 
dung solcher Stoffe oder Substanzen und die Ein- 
führung dieser Verfahren; und 

b) die Pläne jeder Anlage, in der gefährliche Ma- 
schinen oder gesundheitsschädliche oder gefähr- 
liche Arbeitsverfahren verwendet werden sollen. 

12. Die Arbeitgeber sollten den Aufsichtsbeamten 
für die Landwirtschaft die erforderlichen Einrichtun- 
gen zur Verfügung stellen, gegebenenfalls ein- 
schließlich eines Raums für Unterredungen mit den 
im Betrieb beschäftigten Personen. 

13. Der von der zentralen Aufsichtsstelle ver- 
öffentlichte Jahresbericht könnte außer den in Ar- 
tikel 27 des Übereinkommens über die Arbeitsauf- 
sicht (Landwirtschaft), 1969, angeführten Gegenstän- 
den folgende Angelegenheiten behandeln, soweit 
sie in die Zuständigkeit dieser Stelle fallen: 

a) Statistik der Arbeitsstreitigkeiten in der Land- 
wirtschaft; 

b) Feststellung der Probleme, die bei der Durch- 
führung der gesetzlichen Vorschriften auftreten, 
und der Fortschritte, die im Hinblick auf ihre Lö- 
sung erzielt wurden; und 

c) Anregungen zur Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft. 

14. (1) Die Mitglieder sollten Aufklärungsaktionen 
unternehmen oder fördern, um unter Einsatz aller 
geeigneten Mittel die Beteiligten über die einschlä- 


gigen gesetzlichen Vorschriften und die Notwendig- 
keit ihrer genauen Einhaltung sowie über die Ge- 
fahren, die Leben oder Gesundheit der in den land- 
wirtschaftlichen Betrieben beschäftigten Personen 
bedrohen, und über die am besten geeigneten Mit- 
tel zur Vermeidung dieser Gefahren zu unter- 
richten. 

(2) Diese Aktionen könnten unter Berücksichti- 
gung der innerstaatlichen Verhältnisse unter an- 
derem umfassen: 

a) die Heranziehung von ländlichen Organisatoren 
oder Ausbildern; 

b) die Verbreitung von Anschlägen, Broschüren, 
Zeitschriften und Zeitungen; 

c) die Veranstaltung von Filmvorführungen und 
Rundfunk- und Fernsehsendungen; 

d) die Organisation von Ausstellungen und prak- 
tischen Vorführungen über medizinischen und 
technischen Arbeitsschutz; 

e) die Aufnahme von Fragen des medizinischen 
und technischen Arbeitsschutzes und anderen 
geeigneten Gegenständen in die Lehrpläne der 
Schulen auf dem Lande und der landwirtschaft- 
lichen Fachschulen; 

f) die Veranstaltung von Zusammenkünften für in 
der Landwirtschaft beschäftigte Personen, die 
durch die Einführung von neuen Arbeitsverfah- 
ren oder von neuen Stoffen oder Substanzen be- 
rührt werden; 

g) die Beteiligung von Aufsichtsbeamten für die 
Landwirtschaft an Arbeiterbildungsprogrammen; 

h) die Veranstaltung von Vorträgen, Diskussionen, 
Seminaren und Preisausschreiben. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Empfehlung Nr. 133 


Die Empfehlung soll das Übereinkommen über die 
Arbeitsaufsidit in der Landwirtschaft ergänzen. Als 
weitere mögliche Aufgaben der Arbeitsaufsicht wer- 
den folgende Gebiete genannt: Ausbildung der Ar- 
beitnehmer, Sozialdienste, Genossenschaften, Schul- 
pflicht. Die Empfehlung enthält im übrigen insbe- 
sondere zusätzliche Anforderungen an die Vor- und 
Ausbildung der Aufsichtsbeamten, einen Vorschlag 
für die Zusammenarbeit der Aufsichtsbeamten mit 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern in Ausschüssen, 
weitere Punkte für den Inhalt der Jahresberichte 
und eine Anregung für Aufklärungsaktionen der 
Mitgliedstaaten. 

Ob und inwieweit diesen Empfehlungen entspro- 
chen werden kann, bedarf noch einer näheren Prü- 
fung. Soweit die Empfehlung Konkretisierungen der 
allgemeinen Grundsätze des Übereinkommens ent- 
hält, entspricht ihnen das deutsche Arbeitsschutz- 
recht. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung betreffend ärztliche Betreuung und Krankengeld 


Empfehlung Nr. 134 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 

4. Juni 1969 zu ihrer dreiundfünfzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die Neufassung des Übereinkommens 
über Krankenversicherung (Gewerbe), 1927, und 
des Übereinkommens über Krankenversicherung 
(Landwirtschaft), 1927, eine Frage, die den fünften 
Gegenstand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung zur Ergänzung des Übereinkommens 
über ärztliche Betreuung und Krankengeld, 1969, 
erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 25. Juni 1969, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- 
treffend ärztliche Betreuung und Krankengeld, 1969, 
bezeichnet wird. 

1. In dieser Empfehlung 

a) umfaßt der Ausdruck „Gesetzgebung" alle Ge- 
setze und Verordnungen sowie die satzungs- 
mäßigen Bestimmungen auf dem Gebiet der So- 
zialen Sicherheit; 

b) bedeutet der Ausdruck „vorgeschrieben" von 
oder auf Grund der innerstaatlichen Gesetzge- 
bung bestimmt; 

c) bedeutet der Ausdruck „Wohnsitz" den gewöhn- 
lichen Wohnsitz im Gebiet des Mitglieds und der 
Ausdruck „Einwohner" eine Person, die ihren 
gewöhnlichen Wohnsitz im Gebiet des Mitglieds 
hat; 

d) bezieht sich der Ausdruck „unterhaltsberechtigt" 
auf die in vorgeschriebenen Fällen als gegeben 
angenommene Unterhaltsberechtigung ; 

e) bedeutet der Ausdruck „Ehefrau" eine Ehefrau, 
die gegenüber dem Ehemann unterhaltsberech- 
tigt ist; 

f) bezeichnet der Ausdruck „Kind" 

i) ein Kind unter dem Alter, in dem die Schul- 
pflicht endet, oder ein Kind unter 15 Jahren, 
wobei die höhere Altersgrenze in Betracht zu 
ziehen ist; und 

ii) unter vorgeschriebenen Bedingungen ein Kind 
unter einer vorgeschriebenen Altersgrenze, 
die höher als die in Unterabsatz i angegebene 
ist, sofern dieses Kind Lehrling oder Student 
ist oder infolge einer chronischen Krankheit 
oder Behinderung erwerbsunfähig ist; 


g) bedeutet der Ausdruck „Wartezeit" entweder 
eine Beitragszeit oder eine Beschäftigungszeit 
oder eine Wohnsitzzeit oder irgendeine Verbin- 
dung dieser Zeiten, je nachdem was vorgeschrie- 
ben ist; 

h) bedeutet der Ausdruck „Krankheit" jeden Kran- 
heitszustand ohne Rücksicht auf dessen Ursache; 

i) umfaßt der Ausdruck „ärztliche Betreuung" auch 
die damit zusammenhängenden Leistungen. 

2. Die Mitglieder sollten den Geltungsbereich 
ihrer Gesetzgebung über die in Artikel 8 des Über- 
einkommens über ärztliche Betreuung und Kranken- 
geld, 1969, angeführte ärztliche Betreuung, wenn 
nötig schrittweise und unter geeigneten Voraus- 
setzungen auf folgende Personenkreise ausdehnen: 

a) Personen, die zu gelegentlichen Arbeiten ver- 
wendet werden; 

b) Familienangehörige des Arbeitgebers, die in sei- 
nem Haushalt leben, in bezug auf die für ihn 
verrichtete Arbeit; 

c) alle erwerbstätigen Personen; 

d) die Ehefrauen und Kinder der unter Buchstaben a 
bis c dieses Absatzes bezeichneten Personen; 
und 

e) alle Einwohner. 

3. Die in Artikel 8 des Übereinkommens über 
ärztliche Betreuung und Krankengeld, 1969, ange- 
führte ärztliche Betreuung sollte umfassen: 

a) die Bereitstellung von medizinischen Behelfen, 
wie z. B. Brillen; und 

b) Dienste für Genesende. 

4. Der Anspruch auf die in Artikel 8 des Über- 
einkommens über ärztliche Betreuung und Kran- 
kengeld, 1969, angeführte ärztliche Betreuung sollte 
nicht von der Zurücklegung einer Wartezeit ab- 
hängig gemacht werden. 

5. Scheidet ein Leistungsempfänger aus dem Kreis 
der geschützten Personen aus, so sollte die in Ar- 
tikel 8 des Übereinkommens über ärztliche Betreu- 
ung und Krankengeld, 1969, angeführte ärztliche Be- 
treuung bei einem Krankheitsfall, bei dessen Be- 
ginn er noch zum geschützten Personenkreis gehört 
hatte, während der ganzen Dauer des Falls gewährt 
werden. 

6. Unter vorgeschriebenen Bedingungen sollten 
die in den Teilen II und III des Übereinkommens 
über ärztliche Betreuung und Krankengeld, 1969, 
vorgesehenen Leistungen einer geschützten Person, 
die sich vorübergehend außerhalb des Gebiets des 
Mitglieds aufhält, weitergewährt werden. 
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7. Vom Leistungsempfänger oder gegebenenfalls 
von seinem Ernährer sollte nicht verlangt werden, 
daß er sich an den Kosten der in Artikel 8 des Über- 
einkommens über ärztliche Betreuung und Kranken- 
geld, 1969, angeführten ärztlichen Betreuung be- 
teiligt, 

a) wenn seine Mittel vorgeschriebene Beträge nicht 
übersteigen; 

b) bei Krankheiten, die anerkanntermaßen eine 
längere Betreuung erfordern. 

8. Eine in bezug auf Krankengeld geschützte 
Person sollte bei einer mit Verdienstausfall ver- 
bundenen Unterbrechung der Arbeit eine Bar- 
leistung erhalten, wenn die Unterbrechung dadurch 
gerechtfertigt ist, daß diese Person 

a) einer ärztlichen Betreuung heilender oder vor- 
beugender Art bedarf; 

b) sich in Quarantäne befindet; 

c) zu Rehabilitationszwecken unter ärztlicher Auf- 
sicht steht; oder 

d) sich auf Genesungsurlaub befindet. 

9. Leidet eine geschützte Person an einer Krank- 
heit, die sie zur Ausübung ihrer normalen Arbeit 
nicht vollständig unfähig macht, so sollte ihr ange- 
messene Gelegenheit geboten werden, während der 


normalen Arbeitszeit die notwendige ärztliche Be- 
handlung zu erhalten. 

10. Es sollten geeignete Vorkehrungen getroffen 
werden, um erwerbstätigen geschützten Personen zu 
helfen, die einen unterhaltsberechtigten Kranken zu 
betreuen haben. 

11. Die Mitglieder sollten den Geltungsbereich 
ihrer Gesetzgebung über das in Artikel 18 des Über- 
einkommens über ärztliche Betreuung und Kranken- 
geld, 1969, angeführte Krankengeld, wenn nötig 
schrittweise und unter geeigneten Voraussetzungen 
auf folgende Personenkreise ausdehnen: 

a) Personen, die zu gelegentlichen Arbeiten ver- 
wendet werden; 

b) Familienangehörige des Arbeitgebers, die in sei- 
nem Haushalt leben, in bezug auf die für ihn 
verrichtete Arbeit; und 

c) alle erwerbstätigen Personen. 

12. Der in Artikel 22 Absatz 1 und Artikel 23 Ab- 
satz 1 des Übereinkommens über ärztliche Betreu- 
ung und Krankengeld, 1969, vorgesehene Hundert- 
satz sollte um mindestens 6^/3 Einheiten erhöht wer- 
den. 

13. Im Fall einer Arbeitsunfähigkeit, die sich aus 
einer Krankheit ergibt und Verdienstausfall zur 
Folge hat, sollte während der ganzen Dauer des 
Falls eine Barleistung gezahlt werden. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Empfehlung Nr. 134 


Die Empfehlung ergänzt das Übereinkommen Nr. 130 
über ärztliche Betreuung und Krankengeld. Sie soll 
den Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits- 
organisation als Anteilung bei der weiteren Aus- 
gestaltung des Schutzes gegen Krankheit dienen 
und enthält gegenüber dem Übereinkommen er- 
höhte und zusätzliche Forderungen. Darunter finden 
sich auch solche, die mit dem geltenden deutschen 
Recht nicht zu vereinbaren sind. 

Dies gilt insbesondere für die Forderungen, den 
persönlichen Geltungsbereich der Gesetze hinsicht- 
lich der ärztlichen Betreuung allmählich auf alle Ein- 
wohner und in bezug auf die Zahlung von Kranken- 
geld auf alle erwerbstätigen Personen auszudehnen. 
Ferner soll nach Ausscheiden des Leistungsempfän- 
gers aus dem Kreis der geschützten Personen für 


einen vorher eingetretenen Krankheitsfall ärztliche 
Betreuung während der gesamten Dauer des Falls 
gewährt werden. Unter bestimmten Voraussetzun- 
gen soll eine Beteiligung an den Kosten der ärzt- 
lichen Betreuung, also auch in bezug auf die Ge- 
währung von Arzneien, entfallen. Schließlich sollen 
der in Artikel 22 und 23 vorgesehene Mindestsatz 
weiter erhöht und Barleistungen zeitlich unbegrenzt 
gewährt werden. 

Die vorstehend erwähnten Einzelempfehlungen be- 
treffend den geschützten Personenkreis und die Lei- 
stungen gehen über das zur Zeit geltende deutsche 
Sozialversicherungsrecht teilweise erheblich hinaus. 
Die Bundesregierung wird bei der Fortentwicklung 
der gesetzlichen Krankenversicherung prüfen, ob 
einzelne Vorschriften der Empfehlung zur Über- 
nahme geeignet sind. 
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